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I. Allgemeines  

1. Einleitung  

Es besteht die Absicht, den Bereich des ehemaligen ĂH¿ttengelªndesñ entsprechend dem städ-

tebaulichen Rahmenplan ĂH¿ttengelªnde/SiemensstraÇeñ als Wohngebiet mit zugeordneten 

Versorgungseinrichtungen zu entwickeln1. Bei dem Hüttengelände handelt es sich um einen rd. 

12 ha großen, ehemals industriell genutzten Bereich, der seit Jahrzehnten brachliegt (vgl. Abb. 

12, S. 23).  

Der erste Abschnitt des Rahmenplans wurde mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 170 

ĂWestlich Heidlandñ für die südlich an das Hüttengelände angrenzenden Flächen bis zur Sie-

mensstraße umgesetzt. Mit der nun eingeleiteten Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 171 

ĂH¿ttengelªndeñ soll der nºrdliche Bereich des Rahmenplanes entwickelt werden. Damit soll 

dem anhaltenden Bedarf an neuen Wohnbauflächen in der Stadt Neustadt a. Rbge. in zentraler 

Lage nachgekommen werden. Hierbei sollen vielfältige Wohnangebote entstehen, auch für Se-

nioren und Menschen mit Unterstützungsbedarf, die ggfs. mit Gesundheits- und Pflegedienst-

leistungen sowie Freizeiteinrichtungen ergänzt werden. Zudem soll die Versorgung der Bevöl-

kerung durch einen Verbrauchermarkt und Dienstleistungsbetriebe gesichert werden. 

Durch den Bebauungsplan soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung der Stadt Neustadt 

a. Rbge. in der Kernstadt gesichert werden. 

 

Abb. 1: Lage des Plangebiets 

 
1 infraplan GmbH im Auftrag der Grundstücksentwicklungsgesellschaft Neustadt a. Rbge. GEG. Der städtebauli-

che Rahmenplan wurde am 07.12.2017 vom Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. beschlossen (Vorlage 2017/246). 
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2. Allgemeine Ziele und Zwecke des Bebauungsplans  

Ziele des Bebauungsplans sind 

¶ eine Wohnbebauung mit Einfamilienhäusern (Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser) im süd-

lichen Teil des Plangebiets sowie mit Mehrfamilienhäusern und Wohnungsangeboten für 

Senioren und für Menschen mit Unterstützungsbedarf im nördlichen Teil des Plangebiets, 

¶ eine Kindertagesstätte mit Familienzentrum, 

¶ ein Verbrauchermarkt und ergänzende Dienstleistungsbetriebe zur wohnortnahen Versor-

gung, 

¶ eine Eingrünung und Durchgrünung des Plangebiets zur Erhaltung und Schaffung von 

Grünstrukturen sowie von Wegeverbindungen abseits der Straßen. 

Die Planung hat den Zweck, den Wohnbedarf in der Kernstadt durch vielfältige Wohnformen 

zu decken. Zur Förderung sozialer Belange soll die Versorgung mit Krippen- und Kindergar-

tenplätzen in der Kernstadt verbessert werden. Die Schaffung von Nahversorgungsangeboten 

dient der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung. Durch die Erhaltung und Schaffung 

von Grünstrukturen wird eine ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen sicherge-

stellt. 

Die Planung ist notwendig, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplanten Nut-

zungen zu schaffen. 

Zeitgleich wird im Parallelverfahren für den nördlichen Teil des Plangebiets die 50. Änderung 

des Flächennutzungsplans der Stadt Neustadt a. Rbge. durchgeführt. 

3. Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans (= Plangebiet) ist so abzugrenzen, dass 

die Ziele und Zwecke des Bebauungsplans erreicht werden. Für die Abgrenzung gilt außerdem 

der Grundsatz, dass von einem Bebauungsplan die Bewältigung der ihm anzurechnenden Kon-

flikte verlangt werden muss. Nach diesen Kriterien wurde das Plangebiet abgegrenzt. 

In das Plangebiet einbezogen werden die Flächen des nördlichen Teils des städtebaulichen Rah-

menplans ĂH¿ttengelªnde/ SiemensstraÇeñ. F¿r den s¿dlichen Teil wurde bereits der Bebau-

ungsplan Nr.  170 ĂWestlich Heidlandñ aufgestellt. 

Das Plangebiet umfasst Flächen im Westen der Kernstadt. Beeinträchtigungen sind durch die 

geplante Nutzung für die Grundstücke außerhalb des Plangebiets nicht zu erwarten: 

¶ Nordwestlich, nördlich und östlich grenzen Wohngrundstücke direkt an das Plangebiet. Sie 

sind zum ¿berwiegenden Teil in den angrenzenden Bebauungsplªnen als ĂAllgemeines 

Wohngebietñ festgesetzt (vgl. Abschnitt II.4, S. 19). Lediglich die mit Wohnhäusern bebau-

ten Grundst¿cke ĂLandwehr 89 bis 101ñ (ungerade) und H¿ttenplatz 1ñ liegen innerhalb der 

im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB). Die in angrenzenden Bebauungsplä-

nen festgesetzte und die vorhandene Wohnnutzung entsprechen weitgehend der geplanten 

Nutzung im Plangebiet. Nutzungskonflikte sind daher nicht zu erwarten. Die Auswirkungen 

des geplanten Verbrauchermarktes auf die nördlich angrenzende Wohnbebauung werden in 

einem Schallgutachten im weiteren Planverfahren untersucht. 

¶ Im Norden wird das Plangebiet außerdem durch die Kreisstraße K 347 ĂH¿tten-

dammñ/ĂLandwehrñ begrenzt. Die neue Einm¿ndung in die KreisstraÇe wird 
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verkehrsgerecht ausgebaut, so dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht be-

einträchtigt wird. 

¶ Im Süden wird das Plangebiet durch einen Fußweg mit begleitendem Gehölzbestand be-

grenzt. Daran anschließend liegen die Flächen, die im Bebauungsplan Nr. 170 ĂWestlich 

Heidlandñ als ĂAllgemeines Wohngebietñ festgesetzt sind. Dies entspricht der angrenzen-

den, geplanten Nutzung im Plangebiet.  

¶ In der Südwestecke grenzen Sport- und Spielflächen an das Plangebiet (Rasenspielfläche, 

Bolzplatz und Beachvolleyballfeld). Da an der Südwestecke des Bebauungsplans Nr. 171 

eine Ăºffentliche Gr¿nflªchenñ mit der Zweckbestimmung ĂSpielplatzñ festgesetzt ist, er-

gänzt dies die angrenzenden Festsetzungen. Nutzungskonflikte sind nicht zu erwarten.  

¶ Südwestlich schließen sich an das Plangebiet Weideflächen mit teilweise lockerem Baum-

bestand an. Auch hier entstehen durch die im Plangebiet festgesetzten Grünstrukturen keine 

negativen Auswirkungen. 

Der Grundsatz der Konfliktbewältigung wird daher bei der Abgrenzung des Plangebiets einge-

halten. 

4. Ziele der Raumordnung ( § 1 Abs.  4 BauGB)  

Der Bebauungsplan Nr. 171 ĂHüttengeländeñ ist, wie alle Bauleitplªne, den ĂZielen der Raum-

ordnungñ anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Der Bebauungsplan wird aus dem Flächennutzungs-

plan der Stadt Neustadt a. Rbge. entwickelt, der dazu im Parallelverfahren geändert wird 

(50. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Neustadt a. Rbge., Vorentwurf, Stand: Ja-

nuar 2026). Der Flächennutzungsplan ist an die Ziele der Raumordnung angepasst.  

a) Landes -Raumordnungsprogramms (LROP)  

Die Vorgaben des Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) zum großflächigen Einzelhandel 

wurden mit dem Regionalen Raumordnungsprogramm der Region Hannover aus dem Jahr 2016 

(RROP 2016) umgesetzt. Mit der 1. Änderung des RROP 2016 (in Kraft getreten am 

06.08.2020) hat die Region Hannover die gebotene Anpassung an die Ziele und Grundsätze des 

LROP 2017 zum Thema großflächiger Einzelhandel vorgenommen. 

Im Folgenden wird die Übereinstimmung der Planung zur Thematik großflächiger Einzelhandel 

mit den Zielen der Raumordnung aus dem LROP 20172 dargelegt. Für die Ziele des RROP 

2016 (Stand der 1. Änderung 2020) zu der Thematik gelten die Aussagen entsprechend. 

Zur Beurteilung der Übereinstimmung des geplanten großflächigen Einzelhandels mit den 

Zielen der Raumordnung wurden eine Auswirkungsanalyse erstellt, deren Ergebnisse im 

folgenden zusammengefasst dargestellt werden3. Die erste Fassung der Auswirkungsanalyse 

aus dem Jahr 2020 ist damit überholt.  

Bei der Beurteilung des geplanten Vorhabens wird davon ausgegangen, dass eine Verlagerung 

des bestehenden Marktes vom Standort ĂLandwehr 68ñ an den geplanten Standort im 

Hüttengelände erfolgt. Die Verkaufsfläche wird sich gegenüber dem Bestand (1.200 m²) um 

530 m² auf 1.730 m² erhöhen. Zur Vorbereitung der Verlagerung plant die Stadt mit der 

 
2 zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. September 2022 (Nds. GVBl. S. 521, 2023 S. 103) 
3 Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) 2025: Aktualisierung der Auswirkungsanalyse 

zur Entwicklung des Hüttengeländes in Neustadt a. Rbge.; Gutachten im Auftrag der GEG ï Grundstücksentwick-

lungsgesellschaft Neustadt a. Rbge. mbH 
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50.  nderung des Flªchennutzungsplans die  nderung der ĂSonderbauflªcheñ am Standort 

ĂLandwehr 68ñ in eine ĂWohnbauflªcheñ. 

Die Vorgaben der Landes-Raumordnung sind bei großflächigen Einzelhandelsbetrieben zu 

beachten, sofern der Bebauungsplan neu aufgestellt bzw. ein Bebauungsplan geändert wird. 

Nach dem LROP 2017, Kapitel 2.3 Ziffer 02, Satz 1-3 gelten für Einzelhandelsgroßprojekte 

folgende Ziele:  

ĂNeue Einzelhandelsprojekte sind nur zulªssig, wenn sie den Anforderungen der Ziffer 
03 ï 10 entsprechen. Als Einzelhandelsgroßprojekte gelten Einkaufszentren und 
großflächige Einzelhandelsbetriebe gemäß § 11 Abs.  3 Nrn. 1 ï 3 der BauNVO 
einschlieÇlich Hersteller / Direktverkaufszentren. ĂAls EinzelhandelsgroÇprojekte gelten 
auch mehrere selbständige, ggf. jeweils für sich nicht großflächige 
Einzelhandelsbetriebe, die räumlich konzentriert angesiedelt sind oder ange siedelt 
werden sollen und von denen in ihr er Gesamtbetrachtung raumbedeutsame 
Auswirkungen wie von einem Einzelhandelsgroßprojekt ausgehen oder ausgehen 
kºnnen (Agglomerationen).ñ 

In Bezug auf die Steuerung des großflächigen Einzelhandels sind folgende Ziele der 

Raumordnung zu beachten. Die Beurteilungen des Gutachtens der GMA (2025) zu den zu 

beachtenden Zielen der Raumordnung werden zusammengefasst wiedergegeben.  

Kongruenzgebot 

ĂIn einem Mittel- oder Oberzentrum darf das Einzugsgebiet eines neuen 
Einzelhandelsgroßprojektes in Bezug auf seine periodischen Sortimente den 
grundzentralen Verflechtungsbereich gemäß Abschnitt 2.2 Ziffer 03 Sätze 8 und 9 als 
Kongruenzraum nicht wesentli ch ¿berschreiten (Kongruenzgebot grundzentral)ñ. 

ĂEine wesentliche ¦berschreitung nach den Sªtzen 1 ï 3 ist gegeben, wenn mehr als 30 
vom Hundert des Vorhabenumsatzes mit Kaufkraft von außerhalb des maßgeblichen 
Kongruenzraumes erzielt würde  (Kongruenzgebot grundzentral).ñ 

In einem Mittelzentrum darf das Einzugsgebiet eines neuen Einzelhandelsgroßprojektes in 

Bezug auf seine periodischen Sortimente den grundzentralen Verflechtungsbereich als 

Kongruenzraum nicht wesentlich überschreiten. Bei diesem handelt es sich um das Gemeinde- 

oder Samtgemeindegebiet. Eine wesentliche Überschreitung ist gemäß LROP 2017 dann 

gegeben, wenn mehr als 30 % des Vorhabenumsatzes mit Kaufkraft von außerhalb des 

maßgeblichen Kongruenzraumes erzielt würde. Das Einzugsgebiet des Vorhabens beschränkt 

sich auf den Stadtteil Neustadt, auch ein Großteil der Streuumsätze dürfte mit Kunden aus den 

umliegenden Neustädter Ortschaften erzielt werden. Etwa 93 % des Umsatzes werden aus dem 

Einzugsgebiet und damit aus dem grundzentralen Verflechtungsbereich stammen.  

Das Kongruenzgebot wird durch das Vorhaben eingehalten. 

Konzentrationsgebot 

ĂNeue EinzelhandelsgroÇprojekte sind nur innerhalb des zentralen Siedlungsgebietes 
des jeweiligen Zentralen Ortes zulªssig.ñ (LROP 2017, Kapitel 2.3 Nr. 4)  

Das RROP 2016 für die Region Hannover legt den Stadtteil Neustadt als zentrales 

Siedlungsgebiet des Mittelzentrums Neustadt a. Rbge. fest. In der zeichnerischen Darstellung 

ist das Plangebiet zudem als bauleitplanerisch gesicherter Bereich dargestellt (vgl. Abb. 2, S. 6). 

Der Planstandort liegt innerhalb des zentralen Siedlungsgebiets, das Konzentrationsgebot wird 

eingehalten. 
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Integrationsgebot 

ĂNeue EinzelhandelsgroÇprojekte, deren Kernsortimente zentrenrelevant sind, sind nur 
innerhalb der städtebaulich integrierten Lagen zulässig (Integrationsgebot). Diese 
Flächen müssen in das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs eingebunden sein.  
Neue Einzelhandelsgroßprojekte, deren Sortimente zu mindestens 90 vom 100 
periodische Sortimente sind, sind auf der Grundlage eines städtebaulichen Konzeptes 
ausnahmsweise auch außerhalb der städtebaulich integrierten Lagen innerhalb des 
zentralen Siedlun gsgebie tes des Zentralen Ortes im räumlichen Zusammenhang mit 
Wohnbebauung zulässig, wenn eine Ansiedlung in den städtebaulich integrierten Lagen 
aus städtebaulichen oder siedlungsstrukturellen Gründen, insbesondere zum Erhalt 
gewachsener baulicher Strukturen, de r Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles 
Ortsbild oder aus verkehrlichen Gründen nicht möglich ist; Satz 2 bleibt unberührt. ñ 
(LROP 2017, Kapitel 2.3 Nr. 5) 

Der Planstandort befindet sich nicht in einem zentralen Versorgungsbereich sowie außerhalb 

des im RROP 2016 dargestellten Versorgungskerns, also außerhalb einer städtebaulich 

integrierten Lage gem. LROP 2017. Das Einzelhandelskonzept aus dem Jahr 2023 hat jedoch 

die Potenzialflächen in der Neustädter Innenstadt untersucht und festgestellt, dass im zentralen 

Versorgungsbereich keine geeignete Fläche für das Vorhaben vorhanden ist. Das 

Einzelhandelskonzept stellt außerdem fest, dass bei Wegfall des bestehenden Nah & Gut-

Markts die Gefahr eines Versorgungsdefizits besteht.  

Der Planstandort für einen Nahversorger innerhalb der Quartiersentwicklung am Hüttengelände 

ist gemäß Einzelhandelskonzept 2023 für die Anwendung der Ausnahmeregelung des 

Integrationsgebotes geeignet, sofern die periodischen Sortimente einen Anteil von mindestens 

90 % einnehmen und die verträgliche Verkaufsflächengröße von 1.730 m² nicht überschritten 

wird. Die ÖPNV-Anbindung ist gewährleistet und das Vorhaben befindet sich in räumlichem 

Zusammenhang mit Wohnbebauung.  

Die Ausnahmeregelung des Integrationsgebotes wird eingehalten. 

Abstimmungsgebot 

ĂNeue Einzelhandelsgroßprojekte sind abzustimmen ñ. (LROP 2017 Kapitel 2.3 Nr. 7, 
Satz 1) 

Die Abstimmung erfolgt im Rahmen der Aufstellung der 50. Änderung des 

Flächennutzungsplans und des Bebauungsplans Nr. 171. 

Beeinträchtigungsverbot 

ĂAusgeglichene Versorgungsstrukturen und deren Verwirklichung, die 
Funktionsfähigkeit  der zentralen Orte und integrierter Versorgungsstandorte sowie die 
verbrauchernahe Versorgung  der Bevölkerung dürfen durch neue Einzelhandels -
großprojekte nicht wesentlich  beeintrªchtigt werden.ñ (LROP 2017, Kapitel 2.3 Nr. 08) 

Die Ermittlung der wettbewerblichen und städtebaulichen Auswirkungen hat ergeben, dass die 

durch das Vorhaben ausgelösten Umsatzumverteilungseffekte nicht zu wesentlichen 

Beeinträchtigungen zentraler Versorgungsbereiche, der Funktionsfähigkeit zentraler Orte oder 

der verbrauchernahen Versorgung führen werden.  

Das Beeinträchtigungsverbot wird durch das Vorhaben eingehalten. 

Fazit: Durch das Vorhaben werden die Vorgaben des Satzes 2.3 Ziffer 03 ï 10, LROP (2017) 

eingehalten, somit ist es am Planstandort innerhalb des zentralen Siedlungsgebietes des 

Mittelzentrums Neustadt a. Rbge. zulässig (GMA 2025, S. 28). 



- 6 - 

Begründung zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 171 ĂH¿ttengelªndeñ mit örtlicher Bauvorschrift 

b) Regionale s Raumordnungsprogramm für die Region Hannover 2016  

Für das Stadtgebiet gilt das Regionale Raumordnungsprogramm für die Region Hannover 

2016 (RROP 2016), das am 10.08.2017 in Kraft getreten ist.  

Aus den bisherigen (drei) Änderungen des RROP 2016, die seit dem Inkrafttreten 2017 wirk-

sam geworden sind, und von dem sachlichen Teilprogramm Windenergie 2025, ergeben sich 

keine Änderungen der Darstellungen für das Plangebiet. Von der 4. und 6. Änderung des RROP 

der Region Hannover, die sich derzeit im Verfahren befinden, sind ebenfalls keine Änderungen 

zu erwarten.  

 

 

Abb. 2: Auszug aus dem RROP 2016 (zeichnerische Darstellung und Legende) 

Die zeichnerische Darstellung des RROP 2016 weist die Kernstadt von Neustadt a. Rbge. als 

ĂMittelzentrumñ aus mit den Schwerpunktaufgaben ĂSicherung und Entwicklung von 

Wohnstättenñ, ĂSicherung und Entwicklung von Arbeitsstättenñ und der Ăbesonderen 

Entwicklungsaufgabe Erholungñ. In den textlichen Darstellungen sind dazu folgende Ziele 

ergänzt: 

Herausgehobene Bedeutung als ĂStandorte Schwerpunktaufgabe Sicherung und 
Entwicklung von Wohnstªttenñ haben die Ăzentralen Siedlungsgebieteñ der Mittelzentren 
(vgl. Ziffer 2.1.3 01).  

Die standortbezogene Festlegung der Mittelzentren umfasst folgende Stadtteile, die als 
Ăzentrale Siedlungsgebieteñ fest gelegt sind in der Stadt Neustadt a. Rbge.: Neustadt (vgl. 
Ziffer 2.2 04). 

An diesen Standorten sollen seitens der Städte und Gemeinden Wohnbauflächen in sozial aus-

gewogenem Verhältnis und unter Berücksichtigung besonderer Bedarfsgruppen bereitgestellt 

werden. Die Wohnungsbauförderung ist vornehmlich auf diese Schwerpunkte auszurichten.  

     
Plangebiet 
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Mit dem Bebauungsplan werden zum einen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Bereitstellung von neuen Wohnbaugrundstücken geschaffen. Damit wird die der Stadt zuge-

wiesene Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten unterstützt. Zum 

anderen werden mit den Misch- und Sondergebieten Ansiedlungsbereiche für Handel, Gewerbe 

und Dienstleistungen geschaffen. Dort können neue Arbeitsplätze entstehen. Dadurch wird der 

Aufgabe der Sicherung und Entwicklung von Arbeitsplätzen entsprochen. Zudem besteht die 

Möglichkeit der Ansiedlung verschiedener gewerblicher Nutzungen mit unterschiedlichen 

Standortanforderungen (z. B. Handel, Handwerk oder Dienstleistung). 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 171 ist in der zeichnerischen Darstellung des 

RROP 2016 nachrichtlich als ĂVorhandene Bebauung/ bauplanerisch gesicherter Bereichñ 

dargestellt. Mit der Überplanung dieser Fläche wird dem Grundsatz der Raumordnung 

entsprochen, den Bauflächenbedarf vorrangig in den bereits in den Flächennutzungsplänen 

dargestellten Siedlungsflächenreserven zu decken (Ziffer 2.1.2 des RROP 2016). Ebenfalls 

vermieden wird eine (weitere) Zerschneidung der Landschaft, da der Planbereich bereits jetzt 

an drei Seiten und zukünftig an vier Seiten an bestehende Wohnbebauung angrenzt. 

Die Kreisstraße K 347 im Norden des Plangebiets ist als ĂVorranggebiet Straße von 

regionaler Bedeutungñ dargestellt. 

In der beschreibenden Darstellung des RROP 2016 finden sich folgende Grundsätze der 

Raumordnung, die bei der Planung beachtet werden: 

Nach Ziffer 1.1 02 ist auf eine sparsame Inanspruchnahme von Grund und Boden hinzuwirken, 

große zusammenhängende Freiräume der Region sind in ihrem Bestand zu sichern und zu ver-

netzen. Diesem Grundsatz folgt die Stadt durch die Überplanung einer Industriebrache inner-

halb des Siedlungsbereichs. 

Ziffer 2.1.1 01: Gemäß RROP 2016 soll die Siedlungsentwicklung in der Region Hannover auf 

die Standorte mit tragfähiger oder ausbaufähiger Versorgungs- und Verkehrsinfrastruktur ge-

lenkt werden. Dabei ist die Siedlungsentwicklung vorrangig auf die zentralörtlichen Standorte 

und dabei vornehmlich auf die Einzugsbereiche der Haltepunkte des schienengebundenen öf-

fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) zu konzentrieren. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 171 wird die Ansiedlung von Wohn-, Nahver-

sorgungs- und Dienstleistungsnutzungen ermöglicht. Somit wird dem Grundsatz der Raumord-

nung entsprochen, die Siedlungsentwicklung auf zentralörtliche Standorte mit tragfähiger oder 

ausbaufähiger Versorgungs- und Verkehrsinfrastruktur zu lenken. Östlich des Plangebietes ver-

läuft in ca. 1 km Entfernung eine Haupteisenbahnstrecke, zudem befindet sich dort ein ĂVor-

ranggebiet Bahnhofñ mit Verkn¿pfungsfunktion f¿r den ¥PNV sowie ein ĂVorranggebiet Park-

and-ride/Bike-and-ride" (vgl. Ziffern 4.1.3 04 und 06 des RROP 2016). Über die auf der Straße 

Landwehr verkehrenden Buslinien 801, 831 und 835 besteht eine direkte Anbindung an den 

Bahnhof. Die Haltestelle ĂH¿ttenplatzñ liegt in Hºhe des Plangebiets.  

Nördlich angrenzend an das Plangebiet verläuft mit der Kreisstraße K 347 ein Vorranggebiet 

Straße von regionaler Bedeutung. Östlich befindet sich in über 1 km Entfernung die Bundes-

straße B 442, die als Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße festgelegt ist (vgl. Ziffer 4.1.5 01 des 

RROP 2016). Mit der Erweiterung des Siedlungsbereiches wird dem Ziel des RROP entspro-

chen, diesen auf den Einzugsbereich der Haltepunkte des schienengebundenen ÖPNV zu kon-

zentrieren. Für Neustadt a. Rbge. ist ein Bahnhof mit Verknüpfungsfunktion für den ÖPNV 

dargestellt und vor Ort vorhanden. Mit der Bundes- und Kreisstraße sowie der Eisenbahnstrecke 

mit ÖPNV-Verknüpfung durch die unmittelbare Anbindung an Haltstellten der Regionalbusli-

nie und der Stadtverkehrslinie am Hüttenplatz/Landwehr sowie Park-and-ride/ Bike-and-ride 
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stehen den Bewohnern und Arbeitskräften der neuen Wohn-, Misch- und Sondergebiete meh-

rere, ausreichend leistungsfähige Verkehrsträger zur Verfügung. Gleichzeitig sind die Ver-

kehrslinien in ausreichender Entfernung, so dass mögliche Emissionen der Strecken keine er-

heblichen Auswirkungen auf das Plangebiet haben. 

Die bauliche und sonstige Inanspruchnahme von Freiräumen für die Siedlungs- und Infrastruk-

turentwicklung soll nach Ziffer 3.1.1 01 auf ein möglichst geringes Maß beschränkt werden. 

Eine Zersiedelung und eine weitere Zerschneidung der Landschaft sollen unterbleiben. Dem 

wird die Planung durch die Inanspruchnahme einer Industriebrache in besonderem Maße ge-

recht. 

Das Plangebiet grenzt im Westen an ein ĂVorbehaltsgebiet f¿r die Landwirtschaftñ und ein 

ĂVorbehaltsgebiet Erholungñ. Die Vorbehaltsgebiete werden durch die Planung nicht 

beeinträchtigt. 

5. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan  

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Neustadt a. Rbge. ist das Plangebiet im Wesent-

lichen als Wohnbaufläche dargestellt. 

 

Abb. 3: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Neustadt a. Rbge.,  
ohne Maßstab, genordet 

Im Plangebiet ist zudem eine Straße in Nord-Süd-Richtung dargestellt, die im Norden an die 

KreisstraÇe K 347 ĂH¿ttendammñ/ĂLandwehrñ anbindet und an die Rittinger Allee. 

Es sind Grünverbindungen im Westen und Osten sowie mittig durch das Gebiet und südlich 

angrenzend definiert. Weitere Grünflächen sind straßenbegleitend im Norden an der Kreis-

straße im Kreuzungsbereich mit der neuen Planstraße dargestellt. 

Die umliegenden Bereiche sind als Wohnbauflächen dargestellt. Westlich des Plangebietes be-

findet sich eine als Grünfläche, die überlagernd als ĂMaßnahmenflächen zur Pflege und 

Plangebiet 
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Entwicklung von Natur und Landschaft mit der Zweckbestimmung geschützter Landschaftsbe-

standteilñ dargestellt ist. 

Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 171 könnten zum überwiegenden Teil 

aus den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplans entwickelt werden. Hinsichtlich 

des geplanten ĂSonstigen Sondergebietsñ und von ĂMischgebietenñ wird der Flªchennutzungs-

plan so geändert, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans aus den Darstellungen entwickelt 

werden können. Dazu führt die Stadt Neustadt a. Rbge. parallel zur Aufstellung des Bebau-

ungsplanes die 50. Änderung des Flächennutzungsplans durch.  

6. Einzelhandels - und Zentrenkonzept  der Stadt Neustadt a. Rbge.  

Die aktuelle Fassung des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt Neustadt a. Rbge.4 wurde am 

01. Juni 2023 vom Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. im Sinne eines städtebaulichen Entwick-

lungskonzeptes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen (vgl. Beschlussvorlage 

Nr. 2023/086). 

Die Untersuchung der Potenzialflächen in der Neustädter Innenstadt im Rahmen der Fort-

schreibung des Einzelhandelskonzepts hat ergeben, dass die ĂPotenzialflªchen auÇerhalb der 

Rathausplanung und der Bebauung am NeustadtTor nicht die erforderliche Mindestgröße auf-

weisen. Diese Flächen sind eher f¿r kleinteilige Arrondierungen der Innenstadt geeignet.ñ Die 

benannte Fläche am Rathaus ist im Jahr 2024 u. a. durch den Nonfood-Discounter ĂActionñ 

belegt worden, während am NeustadtTor der Drogeriemarkt Rossmann eingezogen ist.  

Somit ist innerhalb der städtebaulich integrierten Lage (= Innenstadt Neustadt a. Rbge.) 

keine Fläche in geeigneter Größe für das Vorhaben vorhanden. 

Die wohnortbezogene Nahversorgung im Westen der Kernstadt wird derzeit durch den beste-

henden Edeka-Markt an der Landwehr gewährleistet. Im der Forstschreibung des Einzelhan-

delskonzepts ist dazu ausgef¿hrt: ĂDer Lebensmittelvollsortimenter an der Landwehr (Edeka) 

weist eine unterdurchschnittliche Verkaufsflächengröße auf und kann aufgrund der räumlichen 

Situation inmitten des Wohngebietes am Standort nicht weiterentwickelt werden. Auch die Stell-

platzsituation auf dem Grundstück ist nicht zufriedenstellend gelöst. Mit der Fertigstellung der 

Wohneinheiten auf dem Hüttengelände und an der Siemensstraße wird der Bedarf nach woh-

nortbezogener Nahversorgung im Westen der Kernstadt weiter zunehmen, so dass eine Siche-

rung der bestehenden Nahversorgungsfunktion erforderlich wirdñ.  

Daher soll gemäß Einzelhandelskonzept mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 171 die 

Verlagerung und Erweiterung eines Lebensmittel-Marktes vorbereitet werden. Für die Ent-

wicklung des Nahversorgers am Hüttengelände wird die Aufgabe und Überplanung des Alt-

standortes an der Landwehr erforderlich.  

Das Einzelhandelskonzept stellt weiter fest, dass der Planstandort für einen Nahversorger in-

nerhalb der Quartiersentwicklung am Hüttengelände für die Anwendung der Ausnahmerege-

lung des Integrationsgebotes geeignet ist, sofern nicht von schädlichen Auswirkungen durch 

das Vorhaben auszugehen ist. Hierbei nimmt das Einzelhandelskonzept Bezug auf die Auswir-

kungsanalyse der GMA aus dem Jahr 20205. 

Die Planung entspricht damit den städtebaulichen Zielen der Stadt Neustadt a. Rbge. für die 

Entwicklung des Einzelhandels. 

 
4 Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) 2023: Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes 

der Stadt Neustadt am Rübenberge; Köln, 07.06.2023 
5 Vgl. Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Neustadt am Rübenberge, 2025, S. 78. 
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7. Städtebaulicher Rahmenplan , städtebauliches Konzept  

a) Rahmenplan  

F¿r den Bereich des ehemaligen ĂH¿ttengelªndesñ und den daran s¿dlich angrenzenden Teil 

wurde 2017 der Rahmenplan ĂH¿ttengelªnde/SiemensstraÇeñ erarbeitet6. Der städtebauliche 

Rahmenplan wurde am 07.12.2017 im Sinne eines städtebaulichen Entwicklungskonzeptes 

vom Rat der Stadt beschlossen (vgl. Abb. 4, S. 11). Der Bereich soll als Wohngebiet mit zuge-

ordneten Versorgungseinrichtungen entwickelt werden. 

Der Planung gingen mehrere Konzeptalternativen voraus. Die Inhalte wurden intensiv in meh-

reren Terminen mit der Stadtverwaltung und mit der Region Hannover (insbesondere der Un-

teren Bodenschutzbehörde und der Unteren Naturschutzbehörde) entwickelt und abgestimmt. 

Die vielfältigen Belange, die insbesondere den Boden- und Natur-/ Artenschutz betreffen, wur-

den dabei untereinander abgewogen. Mit der vorliegenden Planung wurde hierüber ein Konsens 

mit den Behörden erzielt, der in den nachfolgenden Planungen weiter konkretisiert wird. 

Aufgrund seiner Lage und Konzeption ist der Rahmenplan ĂH¿ttengelªnde/SiemensstraÇeñ als 

Maßnahme der Innenentwicklung zu werten. Durch die Entwicklung eines brachgefallenen Ge-

ländes wird die Inanspruchnahme von noch unbebauten Bereichen in der freien Landschaft ver-

mieden. Damit kann auch den Folgen des Klimawandels entgegengewirkt werden, da größere, 

unzerschnittene Landschaftsbereiche erhalten werden können. 

Nach dem städtebaulichen Rahmenplan für den gesamten Entwicklungsbereich sind im Gebiet 

ca. 30 Mehrfamilienhäuser (MFH) und 90 Einfamilienhäuser (EFH) vorgesehen. Damit soll 

dem Bedarf nach unterschiedlichen Wohnformen für verschiedene Nutzergruppen nachgekom-

men werden. 

Die HaupterschlieÇung ist durch eine āmªandernde Alleeó geplant, die etwa mittig durch das 

Gebiet verläuft und durch ihre abknickenden Teilbereiche zur Geschwindigkeitsreduktion bei-

trägt. Das Straßenraumprofil ist mit 16,50 m geeignet, sowohl Busverkehr als auch Längspar-

ken mit Bäumen und beidseitige Gehwege aufzunehmen. 

Entlang der Allee bilden die dort im Wesentlichen konzentrierten Mehrfamilienhäuser eine Art 

āR¿ckgrató und verdeutlichen die hierarchische Abstufung der Wohnnutzung. Die Mehrfamili-

enhäuser sollen 2- bis 3-geschossig ausgebildet werden, die Einfamilienhäuser max. 2-geschos-

sig. Damit fügt sich die Bebauung in die Umgebung ein. 

An die Hauptachse sind Wohnanliegerstraßen von 6,0 m Breite überwiegend in einem āSchlau-

fensystemó angelagert. Sie erschließen die Einfamilienhausbereiche. Hier kann flexibel eine 

Mischung zwischen freistehenden und verdichteten Gebäudestrukturen (Einzel- und Doppel-

häuser) erfolgen. 

Die beiden bestehenden Grün- und Wegestrukturen in Ost-West-Richtung werden erhalten und 

weiterentwickelt. Hiermit wird dem Biotop-/Artenschutz (insbesondere Erhalt der Fluglinien 

von Fledermäusen) nachgekommen. Zudem werden soweit möglich besonders erhaltenswerte 

Bäume und andere, besonders schützenswerte Vegetation erhalten. Im Westen und Osten wird 

der Geltungsbereich zudem durch private Pflanzstreifen eingegrünt. 

 
6 infraplan GmbH im Auftrag der Grundstücksentwicklungsgesellschaft Neustadt a. Rbge. GEG. 
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Abb. 4: Städtebauliche Rahmenplanung im Bereich des Bebauungsplans Nr. 171 
(infraplan, Stand 2017; Anlage 1 zur Vorlage 2017/246) 
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Die kontaminierten Flächen im Bereich des ehem. Hüttengeländes werden saniert (Bebauungs-

plan Nr. 171 ĂH¿ttengelªndeñ). Die Planung ber¿cksichtigt diesen Aspekt. 

Der Boden im südlichen Bereich des Rahmenplans (Bebauungsplan Nr. 170 ĂHeidlandñ) ist 

nicht kontaminiert und hiervon nicht betroffen. 

b) Städtebauliche r Entwurf  

Nachdem der südliche Teil des Rahmenplanes mit dem Bebauungsplan Nr. 170 ĂHeidlandñ 

bauleitplanerisch umgesetzt wurde, erfolgt nun mit dem Bebauungsplan Nr. 171 ĂH¿ttenge-

lªndeñ die verbindliche Bauleitplanung f¿r den nºrdlichen Teil. 

Auf Grundlage des städtebaulichen Rahmenplanes wurde für den Geltungsbereiches des Be-

bauungsplans Nr. 171 ein konkretisierter städtebaulicher Entwurf mit einem Parzellierungs- 

und Bebauungsvorschlag erarbeitet. 

Abweichungen vom Rahmenplan 2017 haben sich dabei in folgenden Punkten gegeben (vgl. 

den städtebaulichen Entwurf in Abb. 5, S. 14): 

¶ Die große baumbestandene Fläche in der nördlichen Mitte des Plangebietes entfällt, da die 

Bäume standgefährdet sind. Zudem wurde ein Teil der Fläche von der Unteren Waldbe-

hörde als Wald nach dem NWaldLG7 beurteilt, was zu starken Einschränkungen der Be-

baubarkeit des nördlichen Bereiches führen würde (erforderlicher Waldabstand). Die sich 

in diesem Bereich befindenden Bäume sind aus naturschutzfachlicher Sicht nicht besonders 

erhaltenswert. 

¶ Stattdessen wird von dem mittleren Grünzug in Ost-West-Richtung eine öffentliche Grün-

fläche am Ostrand des Plangebiets bis zu Landwehr nach Norden geführt, um hier die Grün-

strukturen soweit wie möglich erhalten zu können und eine weitere Fuß- und Radwegver-

bindung zu schaffen. 

¶ Der Standort des Verbrauchermarktes wird auf die Ostseite der Haupterschließungsstraße 

verschoben. Das ermöglicht einen besseren Schutz der beiden sehr große Eichen auf der 

Westseite der geplanten Haupterschließung, die bislang in das Grundstück des Verbrau-

chermarktes integriert werden sollten. Es bleibt bei der Planung eines Verbrauchermarktes 

im Norden des Plangebiets.  

¶ Der bisherige Bereich des āService-Wohnensó (Wohnungsangebote f¿r Senioren und f¿r 

Menschen mit Unterstützungsbedarf) ist nicht auf die Flächen im Osten des Plangebiets 

beschränkt. Er kann auch westlich der Haupterschließung entstehen. Die Erschließung wird 

angepasst. 

¶ Die Flªchen beiderseits der HaupterschlieÇung unmittelbar an der ĂLandwehrñ sollen f¿r 
eine gemischte Nutzung aus Gewerbe, Dienstleistung und Wohnen bereitgestellt werden. 

Damit können Immissionskonflikte mit dem Verkehrslärm der Kreisstraße verringert wer-

den. 

¶ Der Standort der Kita mit Familienzentrum wird in westlicher Richtung verschoben, um 

einen besseren Grundstückszuschnitt zu erreichen. Die Kita grenzt dadurch sowohl im Sü-

den als auch im Westen an öffentliche Grünflächen.  

 
7 Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) vom 21. März 2002 (Nds. 

GVBl. S. 112) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Mai 2022 (Nds. GVBl. S. 315). 
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¶ Die Erschließungsanlagen und Grundstücksparzellen wurden konkretisiert. Ebenso wurden 

der Baumbestand geprüft und die Priorisierung beim Erhalt der Bäume auch unter Berück-

sichtigung der Verkehrssicherungspflicht abgestimmt. Besonders erhaltenswerte Bäume 

werden geschützt und die Bebauung entsprechend verschoben.  

Die Grundzüge der Rahmenplanung bleiben bestehen. Der Bebauungsplan Nr. 171 entspricht 

den grundsätzlichen Zielen des Rahmenplanes. 

8. Interkommunales  Abstimmungsgebot ( § 2 Abs.  2 BauGB)  

Nach § 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden aufeinander abzustim-

men. Dieses Abstimmungsgebot ist verletzt, wenn von einem Bauleitplan Ăunmittelbare Aus-

wirkungen gewichtiger Artñ auf eine Nachbargemeinde ausgehen. Die Abstimmung erfolgt im 

Aufstellungsverfahren. 
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Abb. 5: Städtebaulicher Entwurf (Stand 2026) 
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II. Rahmenbedingungen für den Bebauungsplan  

1. Lage im Stadtgebiet, Höhenverhältnisse, Entwässerung  

Das Plangebiet liegt im südwestlichen Teil der Kernstadt südlich der K 347 ĂLandwehrñ auf 

den Flächen des ehemaligen Eisenhüttenwerks. Es hat eine Größe von rd. 11,9 ha.  

Das Gelände im Plangebiet hat nur geringes Gefälle. Die beiden höchste Stellen im östlichen 

Teil der Flächen liegen auf einer Höhe von rd. 41 m NHN. Von dort hat das Gelände geringes 

Gefälle zu den Grenzen des Plangebiets. Die tiefste Stelle am Nord- und Westrand des Plange-

biets liegt auf einer Höhe von rd. 39,5 m NHN (vgl. die Übersichtskarte auf Seite 15).  

 

Abb. 6: Geländehöhen im Plangebiet 
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Die Höhenverhältnisse, die natürlicherweise vorkommenden Böden sowie der Bodenfruchtbar-

keit spielen bei der aktuellen Planung nur eine sekundäre Rolle. Wegen der Bodenveränderun-

gen, der bekannten Bodenbelastungen und lokalen Altlasten aus der Zeit des Hüttenbetriebs 

sind zur Vorbereitung der Zulässigkeit der vorgesehenen Nutzungen umfangreiche Sanierungs-

maßnahmen erforderlich, die Einfluss auf die Geländeoberfläche und die Möglichkeiten des 

Umgangs mit dem anfallenden Oberflächenwasser haben werden. 

Die Flächen im Plangebiet gehören zum Einzugsgebiet der Leine. Die Entwässerung erfolgt 

¿ber Grªben s¿dlich des Plangebiets in den ĂGraben vor dem Neustªdter Moorñ, ein Gewªsser 

2. Ordnung, das am Westrand der Kernstadt verläuft und von dort über den Hauptvorfluter ĂTo-

tes Moorñ in die Leine.  

Im Plangebiet gibt es keine Vorfluter. Derzeit versickert das Oberflächenwasser auf den Flä-

chen.  

 

Abb. 7: Gewässernetz, Umweltkarten Niedersachsen 

2. Bodenbeschaffenheit und Altlasten  

Das ehemalige Hüttengelände befindet sich, nach der Geologische Karte von Niedersachsen 

1 : 25.000, Blatt Nr. 3422 Neustadt am Rübenberge, Hannover 1980, auf der Westseite des Lei-

netals kurz vor dem Übergang zur Steinhuder-Meer Senke mit ihren holozänen Torfen. 

Plangebiet 
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Die natürlichen Böden im Bereich des Hüttengeländes sind geprägt von eiszeitlichen und nach-

eiszeitlichen Lockersedimenten. In der Weichsel-Eiszeit lagerte die Leine bis zu 10 m mächtige 

Flusssande ab. Die hellbraunen Niederterrassensande (qw) weisen nicht selten braungraue 

Schlufflagen auf, die nach oben zunehmen.  

Die fluviatile Niederterrasse wird überlagert von etwa 0,5 m mächtigen, weichselzeitlichen und 

quartären Hochflutlehmen (qw-qh/Lhf), die als fein- bis mittelsandige Schluffe ausgebildet 

sind. 

Nach den Ergebnissen der auf dem Hüttengelände durchgeführten Aufschlüsse fehlen hier die 

Hochflutlehme allerdings weitgehend. Die flächenhaft vorhandenen Auffüllungen liegen in der 

Regel direkt auf Terrassensanden bzw. eingelagerten Schlufflagen auf. 

Der oberste Grundwasserleiter ist in den i.d.R. gut wasserdurchlässigen Terrassensanden aus-

gebildet. Im Bereich des Sanierungsgrundstückes stehen jedoch oft Schlufflagen, teilweise mit 

tonigen Anteilen an, so dass hier nur sehr geringe Grundwasser- bzw. Schichtwasserbewegun-

gen in oberflächennahen Bereich erfolgen können 

Das ehemalige Hüttengelände in Neustadt am Rübenberge liegt seit mehreren Jahrzehnten weit-

gehend brach bzw. wird teilweise und zeitweise extensiv als Wiese/ Weide genutzt. Aufgrund 

der industriellen Vornutzung ist das Grundstück in Teilbereichen kontaminiert8. 

Zu den Kontaminationen wurden erste Untersuchungen in den Jahren 1996 - 1997 durchge-

führt9. Da sich zwischenzeitlich die Rechtsgrundlagen und Bewertungsmaßstäbe geändert hat-

ten, war eine Neubewertung der 1997 erhobenen Daten erforderlich (ukon 2011).  

Im Jahre 2017 wurde auf der Grundlage dieser neu bewerteten Daten sowie der vorliegenden 

städtebaulichen Rahmenplanung (Gesellschaft für Infrastrukturplanung, infraplan 2017) eine 

ĂMachbarkeitsstudie im Rahmen einer Sanierungsplanungñ durchgeführt (ukon 02.11.2017). 

Die Sanierungsplanung mit dem Ziel der Revitalisierung der Industriebrache zu hochwer-

tiger Wohnnutzung unter Sicherung von gesunden Wohn- und Lebensverhältnissen 

wurde 2026 auf der Grundlage des Vorentwurfs des Bebauungsplans aktualisiert (vgl. ukon 

2026). Der ĂSanierungsplan 2026ñ wird als aktuelles Gutachten dem Bebauungsplan zugrunde 

gelegt. Die Historie der vorhergehenden Untersuchungen und Gutachten ist dem Sanierungs-

plan zu entnehmen. 

Für die geplante Sanierung wurde aus Akzeptanz- und Kostengründen zur Umsetzung die Va-

riante C der Machbarkeitsstudie gewählt (Kombination aus externer Entsorgung und internem 

Bodenmanagement). 

Das Sanierungskonzept sieht die Abtragung/ Auskofferung kontaminierter Böden vor, die je 

nach Kontamination/ Verschmutzung ordnungsgemäß entsorgt oder an anderen Stellen im 

Plangebiet eingebaut/ aufgetragen werden (vgl. Abb. 8 und Abb. 9).  

 

 
8 Sanierungsplan ĂEhemaliges H¿ttengelªnde in Neustadt am R¿benbergeñ, Anlage 1.3 ĂLageplan mit boden-

schutzrechtlich und abfallrechtlich bewerteten Kontaminationenñ (ukon Umweltkonzepte, 09.01.2026) 
9 Erste orientierende Untersuchungen wurden durch die Gesellschaft für Ökologie und Gewässerkunde Boden- 

und Grundwasseruntersuchungen (ÖKOLIMNA) 1987 durchgeführt (aus ukon 2012). Weiter detaillierte Untersu-

chungen durch die GTU Ingenieurgesellschaft in den Jahren 1996 und 1997. Eine Übersicht über die Untersuchun-

gen der letzten Jahrzehnte und die jeweiligen Ergebnisse enthªlt die Anlage 3.1 des Sanierungsplans ĂEhemaliges 

H¿ttengelªnde in Neustadt am R¿benbergeñ (ukon Umweltkonzepte, Stand 09.01.2026).  
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Abb. 8: Prinzip der Bodensanierung mit dem Ausbau, der Entsorgung und dem Einbau von 
Bodenmassen, Anlage 2.2 (ukon 2026) 

 

Abb. 9: Lageplan mit Bodenauftrag, Sanierungsplan, Anlage 2.1, nicht genordet (ukon 2026) 
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Die Sanierung der Böden wird nach dem Sanierungskonzept in enger Abstimmung mit der zu-

ständigen Bodenbehörde durchgeführt. Die Details der Sanierung sind dem Sanierungsplan 

2025 zu entnehmen. 

Im Ergebnis wird gewährleistet, dass die Böden/ Flächen für die Nutzungen uneingeschränkt 

geeignet sind, die der Bebauungsplan Nr. 171 festsetzt.  

Für den Bebauungsplan interessiert hinsichtlich des Bodens auch die Frage, ob sich der Boden 

für die geplante Nutzung eignet und das Oberflächenwasser versickert werden kann.  

Hinsichtlich der Tragfähigkeit ist zu beachten, dass zu berücksichtigende geotechnische Be-

lange nicht Inhalt des Sanierungsplans sind. Dazu ist eine gesonderte geotechnische Betreuung 

bei Durchführung der Sanierungsmaßnahmen erforderlich. 

Aufgrund der Altlastenproblematik und der oberflächennahen Schlufflagen ist eine Versicke-

rung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht geplant. Der südliche Teil des Plangebiets 

soll in das Regenrückhaltebecken am Westrand des Baugebiets ĂWestlich Heidlandñ entwªs-

sern. Bei der Bemessung des Rückhaltebeckens wurde dies bereits berücksichtigt. Das Nieder-

schlagswasser des Nordteils des Plangebiets soll voraussichtlich über einen Staukanal gedros-

selt in den Regenwasserkanal in der Landwehr abgeleitet werden. 

3. Größe des Geltungsbereichs, Eigentumsstruktur  

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von rd. 11,9 ha. 

Die Flächen im Plangebiet sind zum überwiegenden Teil Eigentum der Grundstücksentwick-

lungsgesellschaft Neustadt a. Rbge. mbH (GEG). Lediglich die Flurstücke 5/22 und 6/22 sind 

Privateigentum. 

4. Bebauungspläne in dem Umfeld des Plangebiets  

Mit dem Bebauungsplan Nr. 171 wird an der östlichen Grenze ein rd. 16 m breiter Streifen des 

räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 107 ĂIm Heidlandñ in seiner Ursprungs-

fassung und in einen sehr kleinen Abschnitt in der Fassung seiner 2. Änderung überplant.  

Darüber hinaus grenzt das Plangebiet bis auf den südlichen Teil der westlichen Grenze an be-

stehende Bebauung auf der Grundlage folgender Bebauungspläne: Nr. 104 ĂAm H¿ttenplatzñ 

im nördlichen Teil der Westseite des Plangebiets, Nr. 109 ĂNºrdlich Landwehr ï Vor dem 

Moore ï Am Kuhlagerñ auf der Nordseite der Landwehr, Nr. 170 ĂWestlich Heidlandñ an der 

Südseite und Nr. 160 ĂBolzplatz Parkwiesenñ an der Südwestecke.  
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Abb. 10: Unmittelbar an das Plangebiet angrenzende rechsgültige Bebauungspläne 

(Geo-Portal der Stadt Neustadt a. Rbge., Zugriff am 20.10.2025) 

Bebauungsplan Nr. 107 ĂIm Heidlandñ 

Der B-Plan Nr. 107 ĂHeidlandñ hat am 29.09.1965 Rechtskraft erlangt. Der im Plangebiet lie-

gende rd. 16 m breite Streifen seines Geltungsbereichs ist als ĂGrünstreifenñ festgesetzt (vgl. 

Abb. 11, S, 21).  

Das Allgemeine Wohngebiet ist für die Mehrfamilienhäuser beiderseits des Ahornwegs, die 

Grundstücke beiderseits des Pappelwegs und die Grundstücke auf der Südseite der Landwehr 

festgesetzt. Das Maß der baulichen Nutzung liegt bei einer GRZ von 0,3 bis 0,4 sowie zwei 

bzw. drei Vollgeschossen als HºchstmaÇ. F¿r das ĂReine Wohngebietñ ist eine GRZ von 0,4 

und ein Vollgeschoss als Höchstmaß festgesetzt. 

 

B-Plan 107 

B-Plan 170 B-Plan 160 

B-Plan 104 

B-Plan 107 

B-Plan 109 
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Abb. 11: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. 107 ĂIm Heidlandñ  

(ohne Maßstab, genordet) 

Plangebiet 
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Bebauungsplan Nr. 109 ĂNºrdlich Landwehr - Vor dem Moore - Am Kuhlagerñ 

Der Bebauungsplan Nr. 109 ĂNºrdlich Landwehr - Vor dem Moore - Am Kuhlagerñ, der am 

13.7.1964 rechtskräftig geworden ist, setzt die Baugrundstücke nördlich des Plangebietes als 

ĂAllgemeines Wohngebietñ mit einer GRZ von 0,4 und zweigeschossige offene Bauweise fest 

(ein Vollgeschoss und ausbaufähiges Dachgeschoss).  

Bebauungsplan Nr. 104 ĂAm H¿ttenplatzñ  

In der nördlichen Hälfte des Plangebiets grenzt westlich der Geltungsbereich des Bebauungs-

plans Nr. 104 ĂH¿ttenplatzñ an das Plangebiet. Er ist am 01.11.1962 in Kraft getreten.  

Festgesetzt ist ein ĂAllgemeines Wohngebietñ (W), Ăeingeschossige offene Bauweise mit aus-

gebautem Dachgeschossñ und einer ĂAusnutzungszifferñ (GRZ) von 0,4. 

Bebauungsplan Nr. 160 ĂBolzplatz Parkwiesenñ 

Der Bebauungsplan Nr. 160 ĂBolzplatz Parkwiesenñ hat am 13.03.2006 Rechtskraft erlangt. Er 

trifft Festsetzungen f¿r eine Ăºffentliche Gr¿nflªcheñ mit den Zweckbestimmungen ĂRasen-

spielflªche, Rasenbolzplatz und Beachvolleyballflªcheñ sowie Festsetzungen f¿r ĂFläche für 

MaÇnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschafñ und das 

Anpflanzen von Bäumen.  

Da an der Südwestecke des Bebauungsplans Nr. 171 eine Ăºffentliche Gr¿nflªcheñ mit der 

Zweckbestimmung ĂSpielplatzñ festgesetzt ist, ergªnzt dies die angrenzenden Festsetzungen. 

Nutzungskonflikte sind nicht zu erwarten.  

Bebauungsplan Nr. 170 ĂWestlich Heidlandñ 

Der Bebauungsplan Nr. 170 ĂWestlich Heidlandñ hat am 12.08.2019 Rechtskraft erlangt. Er 

grenzt unmittelbar an die südliche Grenze des Geltungsbereichs an und setzt an seinem nördli-

chen Rand auf einer Breite von 14,5 m Ăºffentliche Gr¿nflªchenñ fest (G 3 ĂGr¿nverbindung 

und Kinderspielplatzñ und G 4 ĂGr¿nverbindungñ).  

Unterbrochen sind die Gr¿nverbindungen durch die Festsetzung einer ĂStraÇenverkehrsflªcheñ 

(Planstraße A = Rittinger Allee), mit der die Anbindung an die Flächen im Plangebiet vorbe-

reitet wurde.  

Der Bebauungsplan Nr. 171 greift die vorgesehene Erschließung auf und setzt an der Rittinger 

Allee ebenfalls eine ĂStraÇenverkehrsflªcheñ fest, mit der das Plangebiet von S¿den erschlos-

sen wird.  

Die Festsetzungen einer Ăºffentlichen Gr¿nflªche, Zweckbestimmung Spielpatzñ und einer 

weiteren Ăºffentlichen Gr¿nflªcheñ (G 3 ĂGrünzug Süd Ost-Westñ) ergªnzt die s¿dlich festge-

setzten Grünflächen ideal und verbreitert den öffentlichen Grünzug.  

5. Baulich genutzte Flächen, Freiflächen, Zustand von Natur und Landschaft  

Der überwiegende Teil des Plangebietes war seit der Mitte des 19. Jahrhunderts durch die Ei-

senhütte Neustadt a. Rbge. industriell genutzt. Die Industrieanlagen der Hütte befanden sich 

überwiegend im östlichen Teil des Plangebietes (vgl. Abb. 12, S. 23)10. Das Hüttengelände ver-

fügte über Bahnanschlüsse nach Osten und Westen, um das Eisenerz und den Torf, der zeit-

weise als Brennstoff verwendet wurde, auf das Gelände zu bringen. 

 
10 Zur historischen Nutzung vgl. auch Anlage 1.2 und Anlage 3.2 des Sanierungsplans ĂEhemaliges H¿ttengelªnde 

in Neustadt a. Rbge., ukon Umweltkonzepte GmbH & Co. KG, Hannover, 20.11.2025  
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Abb. 12: Ausschnitt aus der Preußischen Landesaufnahme (1877-1912) 

mit der Lage des Plangebiets (rote Umrandung) 

 

Abb. 13: Eisenhütte Neustadt a. Rbge. um 1870 (Axel Hindemith, Wikipedia) 
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Aufgrund der vermuteten und durch spätere Untersuchungen belegten Bodenverunreinigungen 

liegt das Gelªnde weitgehend brach und wird nur teilweise extensiv als ĂWiese/Weideñ genutzt. 

Eine relevante Bedeutung für die Landwirtschaft haben die Flächen wegen der innerstädtischen 

Lage und der Bodenverunreinigungen nicht. Zur Kontamination des Bodens vgl. Abschnitt 2.2 

und den Sanierungsplan. 

Die ehemaligen Industriegebäude sind inzwischen weitgehend abgebrochen. Die ehemalige 

Nutzung ist im Sanierungsplan detailliert beschrieben: 

ĂDer südliche Teil des Plangebiets (Teilfläche A) ist zum überwiegenden Teil unbebaut. Im 

nordöstlichen Viertel der Fläche standen bis vor kurzem noch Relikte des alten Werkes (eine 

Halle von ca. 2.000 m² Grundfläche, sowie zwei weitere teilweise eingestürzte Ziegelbauwerke 

von ca. 470 m² und ca. 160 m² Grundfläche) mit weiteren Fundamenten und Sohlplatten.  

Im Nordwesten der Teilfläche A befinden sich fünf ehemalige, jetzt z.T. verfüllte Absetzteiche. 

 

     

Abb. 14: Anlage 1.2. aus dem Sanierungsplan 2026, Lageplan mit Historie 

Teilfläche A 

Teilfläche B 

Teilfläche C 
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Die nordöstliche Teilfläche B ist zum überwiegenden Teil frei von Hochbauwerken. Lediglich 

ein Gebäude der ehemaligen Rohpappen-Fabrik ist noch vollständig erhalten. Auch diese, ehe-

mals als Lumpenschneiderei, später als Kfz-Werkstatt mit Autolackiererei genutzte Halle mit 

einer Grundfläche von ca. 550 m² wird nicht mehr genutzt. Von den übrigen Gebäuden aus der 

Zeit der industriellen Nutzung des Geländes sind zahlreiche Bodenplatten, Fundamente, Ka-

näle, Schächte und Hohlräume vorhanden. 

Die nordwestliche Teilfläche C ist frei von Hochbauwerken. Von den Gebäuden aus der Zeit 

der industriellen Nutzung des Geländes sind lediglich Fundamente von zwei Gebäuden erhal-

ten. Es handelt sich dabei um eine ehemalige Schmiede mit ca. 200 m² Grundfläche im Ostteil 

und ein kleines alleinstehendes Gebäude, vermutlich ein Wohnhaus, mit ca. 145 m² Grundflä-

che im Südostteil des Grundstückes. Im westlichen Grundstücksteil befindet sich ein ehemali-

ger, jetzt verfüllter Teich mit Abflussgraben.ñ 

Seit der Nutzungsaufgabe hat sich im Plangebiet neben der Weidenutzung im südlichen Teil 

ein lockerer bis dichter Gehölzbestand entwickelt. Zudem befindet sich im Norden angrenzend 

an die bestehende Bebauung ein parkartiger, naturnaher Garten mit altem Baumbestand (Flur-

stück 5/22). Diese Fläche ist nicht Bestandteil des Sanierungsplans. Am südlichen Rand des 

Geltungsbereiches verläuft wegebegleitend eine Gehölzreihe. Die Gehölzbestände werden teil-

weise aus großen und alten Laubbäumen gebildet, die erhaltenswert sind. Zudem sind die Ge-

hölze im zentralen Bereich anteilig als Wald nach dem NWaldLG einzustufen. 

Bereits 2016 wurden eine Biotopkartierung und eine faunistische Grundlagenuntersuchung 

durchgeführt11 sowie Ădie Biotoptypen einschließlich schutz- und erhaltungswürdiger Gehölze 

und Pflanzenvorkommen, die Avifauna (Brutvögel), Amphibien, Reptilien und Fledermäuse 

erfasst.ñ (Bohrer 2016, S. 1, zu den Ergebnissen aus dem Jahr 2016 siehe Gutachten).  

Da diese Bestandsaufnahmen von Flora und Fauna nun fast 10 Jahre zurücklagen, wurde im 

Jahr 2023 ein weiteres Gutachten erstellt, um den aktuellen Zustand von Natur und Landschaft 

zu ermitteln und die Ergebnisse aus dem Jahr 2016 fortzuschreiben12. Der Untersuchungsum-

fang wurde am 28.03.2023 vor Ort mit der zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmt.  

Bei der Kartierung der Biotope wurde eine Fläche im Südwesten des Plangebietes als gesetzlich 

geschütztes Biotop nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und § 24 Niedersächsi-

sches Naturschutzgesetz (NNatSchG) eingeordnet (vgl. agwa 2024, S. 2 ff.). Es handelt sich 

um einen ehemaligen Absetzteich, der als Ăsonstige nªhrstoffreiche Pionierflur trockenfallender 

Stillgewªsserñ kartiert wurde. F¿r die Beseitigung des Biotops wird voraussichtlich eine Aus-

nahmegenehmigungen erforderlich. 

Dem gesetzlichen Schutz nach Anhang B der EG-Richtlinie 338/97 unterliegt die Breitblättrige 

Stendelwurz (Epipactis helleborine) als gesetzlich geschützte Pflanzenart, die im nördlichen 

Bereich des Plangebiets in unterschiedlicher Dichte und mit einer Zahl von ungefähr 250 ï 300 

Exemplaren festgestellt wurde (agwa 2024, S. 12)13. Vom Bestand der Stendelwurz wurden im 

Hinblick auf die laufenden Planungen in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde 

bereits 2022 knapp 70 Exemplare auf geeignete Flächen umgesiedelt (vgl. agwa 2024, 

 
11 Karin Bohrer 2016: Biotoptypenkartierung, faunistische Grundlagenuntersuchung; Bebauungsplanung ehema-

liges Hüttengelände bis Siemensstr.; Gutachten im Auftrag der GEG Grundstücksentwicklungsgesellschaft Neu-

stadt a. Rübenberge mbH. 
12 Ingenieurgemeinschaft agwa 2024: Naturschutzfachliche Untersuchungen auf dem ehemaligen Hüttengelände 

in der Stadt Neustadt am Rübenberge; Gutachten im Auftrag der GEG Grundstücksentwicklungsgesellschaft Neu-

stadt a. Rübenberge mbH. 
13 Das Vorkommen der Kartäuser-Nelke (Dianthus carthusianorum) (Bohrer 2016: S. 3) in Einzelexemplaren Ăim 

ºstlichen Teil der Industriebracheñ konnte bei der Kartierung 2023 nicht bestªtigt werden (vgl. agwa 2024). 
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Anlage 5). Nachdem bei der Kartierung 2023 die Art wieder und mit einer noch größeren An-

zahl festgestellt worden ist, wurde in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde, dem NLWKN 

und verschiedenen Experten eine weitere ĂUmsiedlungñ durchgef¿hrt (Ernte und Ausbringung 

reifer Samenstände und Umsiedlung vollständiger Pflanzen).  

 
Abb. 15: Luftbild vom Plangebiet und der Umgebung, (Stand 04/2022) 
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Die Kartierung der Brutvögel ergab 2024, übereinstimmend mit den Ergebnissen 2016, dass 

hauptsächlich Spezies häufig und weit verbreiteter Arten vorkommen. Bezogen auf die weite-

ren festgestellten Brutvogel-Vorkommen kommt das Fachgutachten zu dem Ergebnis: ĂFür 

keine der 30 (potenziellen) Brutvogelarten, die im Jahr 2023 auf dem Hüttengelände ermittelt 

wurden, steht zu erwarten, dass mit dessen Bebauung der Erhaltungszustand der lokalen Po-

pulationen (Bezugsraum: Kommunalgebiet der Stadt Neustadt a. Rbge.) essentiell verschlech-

tert wird. Für jede dieser Arten stehen gleichartig und/oder ähnlich strukturierte Ausweich-

möglichkeiten im lokalen Kontext zur Verfügungñ (agwa 2024, S. 31). Als Voraussetzung dafür 

werden verschiedene Maßnahmen zur Vermeidung vorgeschlagen, die bei der Bauleitplanung 

berücksichtigt und der Umsetzung der Planung zu vollziehen sind (vgl. agwa 2024, S. 31/ 32). 

An europäischen Vogelarten, die alle Ăbesonders gesch¿tztñ sind, wurden im Jahr 2016 der 

Turmfalke  und darüber hinaus die Ăstreng gesch¿tzteñ Schleiereule nachgewiesen. Zur Ver-

meidung von Verstößen gegen die artenschutzrechtlichen Vorschriften des § 44 BNatSchG 

wurden für beiden Vorkommen bereits CEF-Maßnahmen durchgeführt. Nach einem Monito-

ring im Jahr 2022 waren die Maßnahmen erfolgreich (vgl. agwa 2024, S. 30). Auch wenn bei 

der Kartierung 2023 der Turmfalke noch festgestellt wurde (die Schleiereule nicht mehr), füh-

ren die erfolgreich durchgeführten CEF-Maßnahmen dazu, dass bei Umsetzung des Bebauungs-

plans Nr. 171 Verstöße gegen die Schutzvorschriften des § 44 BNatSchG wegen der erfolgrei-

chen CEF-Maßnahmen nicht eintreten können.  

Bilche wurden im Jahr 2023 nicht nachgewiesen. Die Untersuchungen der Fledermäuse14 ha-

ben bereits im Jahr 2016 zu dem Ergebnis geführt, dass das Hüttengelände von 5 Arten für 

Jagdflüge genutzt wird. Die Bedeutung des Gebietes für den Nahrungserwerb wurde in Anbe-

tracht der begrenzten Anzahl an Individuen als Ănicht essenziellñ bewertet. Anhaltpunkte f¿r 

eine Veränderung des Status der Fledermäuse haben sich 2023 nicht ergeben. Aufgrund des 

zwischenzeitlichen Abrisses einiger Industriegebäude hat sich die Zahl der Lebensstätten eher 

verringert. Im Fachgutachten von agwa (2024) werden Maßnahmen zur Vermeidung vorge-

schlagen, bei deren Umsetzung mit Verstößen gegen die artenschutzrechtlichen Verbote des 

§ 44 BNatSchG wegen Betroffenheit von Fledermäusen nicht zu rechnen ist. Aufgrund der Er-

gebnisse der Xylobionten Käfer, der Amphibien und Reptilien ergeben sich keine weiteren 

Anforderungen an die Bauleitplanung.  

Zum Zustand von Natur und Landschaft vgl. im Übrigen die Ausführungen im Umweltbericht, 

Abschnitt VI , S. 49 ff. 

Nördlich des Geltungsbereichs ist die sogenannte Fabrikantenvilla und ein Torhaus erhalten 

geblieben. Sie sind neben einer Einfriedung als Einzeldenkmale und als Denkmal-Gruppe 

nach dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz (DSchG)15 geschützt. 

  

 
14 ECHOLOT GBR (2016): Untersuchung der Fledermausfauna an der ehemaligen Eisenhütte in Neustadt a. Rbge. 

Endbericht. ï Im Auftrag von Karin Bohrer, Minden. 
15 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 30. Mai 1978 (Nds. GVBl. S. 517) zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (Nds. GVBl. S. 289). 
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III. Begründung der wesentlichen Festsetzungen  

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans soll eine Nutzung seines räumlichen Geltungs-

bereichs erreicht werden, die die Zielvorstellungen verwirklicht, die oben in Abschnitt I.2 dar-

gelegt wurden. Im Folgenden wird begründet, dass die Festsetzungen geeignet sind, die ange-

strebte Nutzung zu erreichen. Der städtebauliche Rahmenplan und der überarbeitete städtebau-

liche Entwurf, die der Planung zugrunde liegen, wurden in Abschnitt I.7, S. 10 erläutert. 

1. Art der baulichen Nutzung  

a) Allgemeines Wohn gebiet ( WA) 

Ein wesentliches Ziel des Bebauungsplans ist es, vielfältige Wohnungsangebote zu schaffen, 

um den Wohnbedarf in der Kernstadt zu decken. Um zudem auch einer Versorgungsfunktion 

gerecht werden zu können, werden im gesamten Plangebiet neben Wohngebäuden Schank- und 

Speiswirtschaften, nicht störende Handwerksbetriebe und ausnahmsweise Betriebe des Beher-

bergungsgewerbes sowie sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltun-

gen zugelassen. Diesen Zielvorstellungen entspricht der Baugebietstyp ĂAllgemeines Wohn-

gebietñ (WA) gem. § 4 BauNVO.  

Mit der Zulässigkeit eines großflächigen Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb im geplanten Sons-

tigen Sondergebiet wird auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts16 der Stadt die Umsied-

lung und Erweiterung des Nahversorgers an der Landwehr vorbereitet. Darüber hinaus sollen 

nach dem Einzelhandelskonzept keine weiteren zentrenrelevanten Sortimente (periodisch und 

aperiodisch) im Plangebiet ermöglicht werden. Um negative Auswirkungen auf den zentralen 

Versorgungsbereich zu vermeiden, werden daher im Allgemeinen Wohngebiet die der Versor-

gung des Gebiets dienenden Läden ausgeschlossen.  

Die gemäß § 4 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen durch Gartenbaubetriebe und 

Tankstellen werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Der Ausschluss erfolgt, da diese 

Nutzungen z. T. andere Bauformen erfordern bzw. mit erheblichem Besucherverkehr verbun-

den wären. Die ausgeschlossenen Nutzungen sollen sich daher besser in zentraleren bzw. ande-

ren Bereichen von Neustadt a. Rbge. ansiedeln. Auf den als WA 1 und WA 2 festgesetzten 

Flächen sind zudem folgende Nutzungen nicht zulässig: Anlagen für kirchliche, kulturelle, so-

ziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

b) Mischgebiet (MI)  

Im nördlichen des Plangebiets sollen entlang der Kreisstraße gemischte Nutzungen mit Woh-

nen, Dienstleistungen und Gewerbe entstehen, um die Versorgung zu sichern und neben dem 

Wohnen auch Gewerbebetriebe zu ermöglichen, die nicht in allgemeinen Wohngebieten zuläs-

sig sind, jedoch das Wohnen nicht wesentlich stören. Diese Nutzungen profitieren von und er-

gänzen den benachbarten Einzelhandelsstandort und sind gleichzeitig wohnortnah angeordnet. 

Dafür wird beiderseits der PlanstraÇe A ĂMischgebietñ (MI) festgesetzt.  

Wie bereits oben ausgeführt, wird mit der Zulässigkeit eines großflächigen Lebensmitteleinzel-

handelsbetrieb im geplanten Sonstigen Sondergebiet auf der Grundlage des Einzelhandelskon-

zepts der Stadt die Umsiedlung und Erweiterung des Nahversorgers an der Landwehr vorberei-

tet. Darüber hinaus sollen nach dem Einzelhandelskonzept keine weiteren zentrenrelevanten 

Sortimente (periodisch und aperiodisch) im Plangebiet ermöglicht werden. Um negative 

 
16 Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) 2023: Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes 

der Stadt Neustadt am Rübenberge; Köln, 07.06.2023 
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Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich zu vermeiden, werden daher im Misch-

gebiet Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten der Neustädter Liste ausge-

schlossen (vgl. Abb. 16, S. 30).  

Die gemäß § 6 BauNVO ausnahmsweise zulässigen möglichen Nutzungen durch Gartenbaube-

triebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Der 

Ausschluss erfolgt, da diese Nutzungen z. T. andere Bauformen erfordern bzw. mit erheblichem 

Besucherverkehr verbunden wären. Die ausgeschlossenen Nutzungen sollen sich daher besser 

in zentraleren bzw. anderen Bereichen von Neustadt a. Rbge. ansiedeln. 

Bei der Abgrenzung des Mischgebiets auf der Ostseite der Planstraße A wird auf den vorkom-

menden wertvollen Baumbestand besonders Rücksicht genommen.  

c) Sonstiges Sondergebiet (SO) ï Zweckbestimmung: großflächiger Lebens-
mittele inzelhandel  (LEH) 

Ein weiteres wesentlichen Ziel des Bebauungsplans ist das Interesse der Bevölkerung an der 

Entwicklung einer wohnort-/ verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung, und zwar nicht 

nur der Neubürgerinnen und -bürger in den Wohngebieten des Hüttengeländes und der Sie-

mensstraße, sondern in dem westlichen Teil der Kernstadt. Dazu soll die Ansiedlung eines at-

traktiven Nahversorgermarktes des Lebensmitteleinzelhandels mit einer Verkaufsfläche von 

mehr als 800 m² ermöglicht werden.  

Diese Nutzung unterscheidet sich wesentlich von den Baugebieten nach den §§ 2 bis 10 

BauNVO. Großflächige Einzelhandelsbetriebe sind außer in Kerngebieten nur in für sie festge-

setzten Sondergebieten zulässig. Für die geplante Nutzung wird daher ein ĂSonstiges Sonder-

gebiet ñ (SO) gem. § 4 BauNVO mit der Zweckbestimmung: ĂgroÇflªchiger Lebensmittelein-

zelhandelñ festgesetzt. Durch § 4 der textlichen Festsetzungen des werden weitere Details ver-

bindlich geregelt. 

Innerhalb des sonstigen Sondergebietes ist ein Nahversorgungsmarkt mit den Hauptsortimenten 

Lebensmittel (inkl. Getränke) und Reformwaren, ergänzt durch Drogerieartikel, Schnittblumen, 

Zeitungen, Zeitschriften und Schreibwaren sowie Apothekerwaren/ pharmazeutische Artikel 

zulässig. Zur Abrundung der direkten Angebote des Verbrauchermarktes ist eine Bäckerei-Ver-

kaufsstelle mit Café möglich. Die Gesamtverkaufsfläche wird auf 1.730 m² begrenzt. 

Die Randsortimente des aperiodischen Angebots dürfen max. 10 % der Verkaufsfläche umfas-

sen. Die in Neustädter Sortimentsliste erfassten Sortimente für den aperiodischen Bedarf sind 

in Abb. 16. S. 30 wiedergegeben. 

Die Verträglichkeit der neuen Ansiedlung wurde von der GMA Gesellschaft für Markt- und 

Absatzforschung mbH in einer Auswirkungsanalyse untersucht 17. Das Gutachten stellt fest, 

dass sich bei Umsetzung der Planung im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 171 keine erhebli-

chen Beeinträchtigungen des bestehenden Einzelhandels ergeben und die Planung der Versor-

gungsfunktion von Neustadt a. Rbge. entspricht. Insgesamt wird mit der Ansiedlung des Le-

bensmittelmarktes eine sinnvolle Ergänzung der Versorgungslage der Kernstadt geschaffen. 

Die Umgrenzung von Flächen für Stellplätze auf der westlichen Teilfläche des SO, verbunden 

mit den festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen, sichert die räumliche Zuordnung der 

erforderlichen Stellplätze.  

 
17 Aktualisierung der Auswirkungsanalyse zur Entwicklung des Hüttengeländes in Neustadt a. Rbge, Gesellschaft 

für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA), Hamburg, 25.04.2025 
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Abb. 16: Neustädter Sortimentsliste, Auszug aus der Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes vom 

07.06.2023, Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) 
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Innerhalb des ĂSonstigen Sondergebietsñ werden mindestens 100 mĮ f¿r Fahrradstellplªtze fest-

gesetzt, um den Einkauf für die Bevölkerung der Kernstadt ohne die Verwendung von Kraft-

fahrzeugen zu unterstützen und auch damit einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.  

2. Flächen für  den Gemeinbedarf  ï Zweckbestimmung: sozialen Zwecken die-
nende Gebäude und Einrichtungen  

Zu den wesentlichen Zielen des Bebauungsplans gehört die Schaffung der planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für den Bau und Betrieb einer weiteren Kindertagesstätte (Kita) um einen 

Beitrag zur Deckung des bestehenden und des zusätzlichen Bedarfs im Zuge der Bebauung des 

Hüttengeländes zu leisten.  

In Verbindung mit der Kita soll ein Familienzentrum mit einem Veranstaltungsraum entstehen. 

Dazu wird eine Grundstücksgröße von rd. 4.000 m² benötigt. Die erforderliche Fläche wird in 

Verbindung mit den öffentlichen Grünzügen im Westen des Plangebiets als ĂFläche für den 

Gemeinbedarf ï Zweckbestimmung: sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungenñ 

festgesetzt.  

Im Hinblick auf einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden und ein möglichst großes 

Außenspielgelände der Kita, werden zwei Vollgeschosse als Höchstmaß festgesetzt, die Grund-

flächenzahl wird auf 0,4 begrenzt, bei einer offenen Bauweise.  

3. Aufschiebend bedingte Zulässigkeit  

Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden die innerhalb der Bauge-

biete, der Gemeinbedarfsfläche und des Kinderspielplatzes zulässigen Nutzungen mit einer auf-

schiebend bedingten Zulässigkeit belegt. Das bedeutet, dass sie unzulässig sind, bis die fachge-

rechte Bodensanierung erfolgreich abgeschlossen ist.  

Die als WA6 festgesetzte Fläche, die nicht Bestandteil des Sanierungsplans ist, ist von dieser 

Regelung ausgenommen. 

Die Durchführung der Bodensanierung wird vertraglich gesichert. 

4. Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, Baugrenzen  

Das Maß der baulichen Nutzung wird so festgesetzt, dass die geschilderten Zielvorstellungen 

für die geplante Bebauung des Plangebiets erreicht werden. Dafür genügt es, die Grundflächen-

zahl (GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse festzusetzen sowie die Höhenentwicklung zu be-

grenzen (§ 16 Abs. 3 BauNVO). Damit wird die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundstücke 

zweckmäßig und leicht nachvollziehbar geregelt. 

Die GRZ begrenzt die Überbauung der Grundstücke. Durch die Einschränkung der GRZ wer-

den die Freiflächen auf den Baugrundstücken gesichert, die für die Durchgrünung des Plange-

biets und die Versickerung des Oberflächenwassers (soweit aufgrund der Bodenverhältnisse/ 

Sanierung möglich) wichtig sind. Außerdem wird in weiten Teilen des Plangebiets durch die 

Anrechnung von Nebenanlagen sowie Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten die mög-

liche Versiegelung der Grundstücke begrenzt (§ 19 Abs. 4 BauNVO). Das dient der Vermei-

dung von Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und des Landschafts-

bildes. 

a) Allgemeines Wohngebiet ( WA) 

Im ¿berwiegenden Teil der ĂAllgemeinen Wohngebieteñ (WA1 und WA3 bis WA5) wird eine 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. Diese Festsetzung entspricht gemäß § 17 
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BauNVO dem Orientierungswert für die Obergrenze der GRZ in Allgemeinen Wohngebieten 

von 0,4. Damit können verdichtete Bauformen umsetzt werden. Dennoch fügt sich das Plange-

biet in das Umfeld ein und es wird aufgrund der Regelungen des § 19 Abs. 4 BauNVO ein 

ausreichend hoher Freiflächenanteil auf den Grundstücken gewährleistet. Grundsätzlich ist bei 

der festgesetzten GRZ von 0,4 eine Versiegelung von max. 60 % der Grundstücksfläche mög-

lich. 

Im WA5 wird abweichend davon aufgrund der geplanten, verdichteten Mehrfamilienhausbe-

bauung eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Nebenanlagen, Stellplätze mit 

ihren Zufahrten, etc. bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 zugelassen.  

Im WA1 und WA3 soll eine verdichtete Bebauung mit zweigeschossigen Doppel- und Reihen-

häusern entstehen. Daher werden hier zwei Vollgeschosse zwingend und die entsprechende 

Bauweise festgesetzt. Die max. zulässige Trauf- und Firsthöhe werden auf 7,0 bzw. 11,0 m über 

der Verkehrsfläche begrenzt, die das Grundstück erschließt. 

Im WA4 und WA5 sollen verdichtete Bauformen mit Mehrfamilienhäusern und der Möglich-

keit für Wohnungsangebote für Senioren und für Menschen mit Unterstützungsbedarf entste-

hen. Dazu wird eine offene Bauweise mit mindestens zwei und maximal drei Vollgeschossen 

festgesetzt. Die Höhenentwicklung wird auf eine Traufhöhe von 10,0 m und eine Firsthöhe von 

14,5 m begrenzt.  

Im südlichen Teil des Plangebiets wird im WA2 aufgrund der geplanten Einzel- und Doppel-

häuser eine niedrigere GRZ von 0,3 mit max. zwei Vollgeschossen zugelassen. Um sicherzu-

stellen, dass hier die geplanten Ein- und Zweifamilienhäuser entstehen, wird die Zahl der Woh-

nungen in Wohngebäuden auf max. zwei in einem Einzelhaus und eine Wohnung je sogenann-

ter ĂDoppelhaushªlfteñ begrenzt. Zur Staffelung der Hºhenentwicklung werden hier eine nied-

rigere Traufhöhe von max. 6,5 m und eine Firsthöhe von max. 10 m festgesetzt. 

Die Abgrenzung des WA6 berücksichtigt insbesondere den vorhandenen Baumbestand auf dem 

Flurstück 5/22. Aufgrund der geringen Größe des WA6 wird eine Überschreitung des Orientie-

rungswerts für die Obergrenze der GRZ in Allgemeinen Wohngebieten erforderlich. Um eine 

Bebauung des Grundstücks zu ermöglichen, wird eine GRZ von 0,5 festgesetzt. Aufgrund der 

umfangreichen Freiflächen auf dem Grundstück, die als private Grünflächen festgesetzt wur-

den, hält die Stadt die Überschreitung für vertretbar. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im südlichen Teil des Plangebiets (WA1 und 

WA2) so festgesetzt, dass ein Abstand von mindestens 3 m zu den öffentlichen Verkehrsflä-

chen, den öffentlichen Grünflächen und den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-

chern eingehalten wird.  

Im nördlichen Teil des Plangebiets wird aufgrund der geplanten Geländeaufhöhungen im Rah-

men des Bodenmanagements im WA4 und WA5 ein Abstand von 5 m zwischen Baugrenze und 

den öffentlichen Grünflächen vorgesehen, um die Anpassung an das Gelände vornehmen zu 

können. Außerdem wird im WA3 und WA4 zum geplanten Kindergarten die Baugrenze in ei-

nem Abstand von 5 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Für das WA3 wird weiterhin die 

ĂStellung baulicher Anlagenñ festgesetzt, um zu erreichen, dass die Gebªude ihre Hauptwohn-

seite nach Süden orientieren und nicht zum westlich gelegenen Kindergarten. Dadurch sollen 

Einsichtmöglichkeiten auf das Kindergartengelände soweit wie möglich vermieden werden. 

b) Mischgebiet ( MI) 

Innerhalb des Mischgebiets wird zur optimalen Ausnutzung der Grundstücke überwiegend eine 

GRZ von 0,6 festgesetzt. Diese Festsetzung entspricht der gemäß § 17 BauNVO dem 
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Orientierungswert für die Obergrenze der GRZ für Mischgebiete. Für das Mischgebiet auf der 

Ostseite der Planstraße wird eine GRZ von 0,7 festgesetzt. Diese Überschreitung des Orientie-

rungswertes ist wie beim WA6 der geringen Größe des Mischgebiets geschuldet, die zum Erhalt 

der angrenzenden Bäume gewählt wurde, um deren Baumkronen/Wurzelbereiche zu schützen. 

Wird eine Überschreitung durch Garagen, Stellplätze und Zufahrten sowie Nebenanlagen ge-

mäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO berücksichtigt, können die Grundstücke maximal zu 80 % 

versiegelt werden. 

In Hinblick auf die Höhe der Gebäude wird vor dem Hintergrund des sparsamen Umgangs mit 

Grund und Boden eine zwingend 2-geschossige Bauweise bei einer maximalen Traufhöhe von 

7,0 m und einer Firsthöhe von 11,0 m festgesetzt. Bei der festgesetzten offenen Bauweise kön-

nen Baukörper mit max. 50 m Seitenlänge entstehen. 

c) Sonstiges Sondergebiet ( SO) 

Für das Sonstige Sondergebiet ĂgroÇflªchiger Lebensmitteleinzelhandelñ wird eine GRZ von 

0,4 festgesetzt. Eine höhere GRZ wird für die Hauptnutzung nicht benötigt.  

Ein Großteil der versiegelten Flächen entsteht bei Verbrauchermärkten durch die Parkplatzflä-

chen. Daher wird abweichend von § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO geregelt, dass die festgesetzte 

GRZ von 0,4 durch Nebenanlagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten, etc. bis zu einer Grundflä-

chenzahl von 0,8 überschritten werden darf. 

Um die Höhenentwicklung von baulichen Anlagen innerhalb des Sondergebietes zu begrenzen, 

wird die Oberkante baulicher Anlagen auf 9,0 m begrenzt. Damit wird das Entstehen überdi-

mensionierter Gebäude verhindert und der Bau eines Verbrauchermarktes mit geneigtem Dach 

ermöglicht. Die Bezugshöhe wird im weiteren Planverfahren festgelegt. 

5. Öffentliche Straßenverkehrsfläche  

Die äußere Erschließung des Plangebiets erfolgt von Norden von der Kreisstraße K 347 ĂH¿t-

tendamm / Landwehr und von Süden von der Rittinger Allee. 

Die innere Erschließung des neuen Siedlungsteiles wird durch die Festsetzung öffentlicher Stra-

ßenverkehrsflächen gesichert. Als Haupterschließungsachse ist eine verschwenkte Hauptachse 

ĂPlanstraÇe Añ vorgesehen, die im Norden vom Hüttendamm gegenüber der Einmündung ĂAm 

Pfingstgrabenñ nach S¿den abzweigt und im S¿den des Plangebietes an die Rittinger Allee an-

schließt.  

Die Grundst¿cke, die nºrdlich direkt an die KreisstraÇe K 347 ĂH¿ttendammñ/ĂLandwehrñ an-

grenzen, sollen lediglich ¿ber die ĂPlanstraÇe Añ erschlossen werden. Ein-/Ausfahrten einzel-

ner Grundstücke von der nördlich angrenzenden Kreisstraße sollen verhindert werden, um den 

Verkehrsfluss dort nicht zu stören. Daher wird für die direkt an die K 347 angrenzenden Grund-

stücke ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. 

Die festgesetzte öffentliche Verkehrsfläche für die Planstraße A erlaubt einen Ausbau, der sich 

an den Straßenquerschnitten aus dem Jahr 2017 orientiert. Mit einer Breite von 16,5 m werden 

eine 6,50 m breite auch für Busverkehr ausgelegt Fahrspur, beidseitiges Längsparken unter 

Bäumen sowie beidseitige Gehwege von je 2,50 m Breite ermöglicht (vgl. Abb. 17, S. 34). 

Die weitere innere Erschließung der Wohngebiete im südlichen Plangebiet erfolgt mit zwei 

Ringstraßen nach Osten und Westen. Diese Straßen sind im Querschnitt mit 6 m Breite deutlich 

schmaler als die Haupterschließungsachse, für die geplante Einfamilienhausbebauung in die-

sem Bereich jedoch hinreichend dimensioniert. 
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Im nördlichen Teil des Plangebietes wird für die Erschließung des WA5 eine 11 m Breite Stich-

straÇe als ºffentliche StraÇenverkehrsflªche festgesetzt, die am Ostrand in einem ĂWendeplatzñ 

endet.  

 

Abb. 17: Städtebaulicher Entwurf für die Planstraße A (infraplan, Stand 10.10.2017) 

In den ĂAllgemeinen Wohngebietenñ und im ĂMischgebietñ wird der Anschluss der Grundstü-

cke an die öffentlichen Verkehrsfläche geregelt. In den ĂAllgemeinen Wohngebietenñ sind pri-

vate Grundstückszufahrten auf eine Zufahrt je Grundstück begrenzt. Ab drei Wohneinheiten je 

Grundstück sind max. zwei Zufahrten zulässig. Im Mischgebiet sind max. zwei Zufahrten je 

Grundstück zulässig. Die Breite einer Zufahrt darf 5,0 m nicht überschreiten. Damit sollen aus 

gestalterischen und ökologischen Gründen überdimensionierte Zufahrtbereiche vermieden wer-

den. Zudem wird damit die Verkehrssicherheit erhöht, da durch eine verringerte Anzahl von 

Ein-/Ausfahrten die verkehrliche Übersicht verbessert wird. 

6. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  

Um die öffentlichen Grünzüge auf möglichst kurzen Wegen aus dem Baugebiet erreichen zu 

kºnnen, sind im s¿dlichen Teil des Plangebiets drei ĂVerkehrsflªchen besonderer Zweckbe-

stimmung ï Fuß- und Radwegñ festgesetzt, im nºrdlichen Teil eine vom Ostrand des Verbrau-

chermarktes zum Grünzug am Ostrand des Plangebiets. 

Zur Erschließung des nördlichen Baufeldes (W 5) sowie zur Erschließung der Hinterliegerbe-

bauung im südlichen Teil des Plangebiet werden ĂVerkehrsflªchen besonderer Zweckbestim-

mung ï Wohnstraßeñ festgesetzt.  

Aufgrund der geringen StraÇenbreite der PlanstraÇen C und D werden an drei Stellen ĂVer-

kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung ï Parkplªtzeñ festgesetzt, um Parkplªtze f¿r Besu-

cher anlegen zu können. 
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7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung; Anlagen, Einrich-
tungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken  

a) Abfall  

Im Bereich des Verbrauchermarktes soll an der Planstraße A ein Sammelplatz für Wertstoffe 

(ĂWertstoffinselñ) geschaffen werden. Um diesen zu ermºglichen, wird eine Flªche f¿r die Ab-

fallentsorgung festgesetzt. Die Lage der Fläche ist so gewählt, dass einerseits eine gute Erreich-

barkeit gegeben ist, andererseits aber eine erhebliche Beeinträchtigung der Wohnbevölkerung 

verhindert wird. 

b) Elektrizität , Erneuerbare Energien  

Im Rahmen der Herstellung des Baugebiets ĂWestlich Heidlandñ wurde westlich des Bauge-

biets unter dem Regenrückhaltebecken ein Erdkollektorfeld verlegt, dass der CO2-freien Wär-

meversorgung des Baugebiets dient. Zur CO2-freien Wärmeversorgung des Plangebiet soll das 

Erdkollektorfeld auf die Flächen südlich des Regenrückhaltebecken erweitert werden Für den 

Anschluss an das kalte Nahwärmenetz werden Versorgungsanlagen erforderlich, die im Süden 

des Plangebiets entstehen sollen. Dafür ist am Südrand des Plangebiets, östlich der Haupter-

schließungsstraße eine ĂFläche für Versorgungsanlagenñ mit entsprechender Zweckbestim-

mung festgesetzt. Es handelt sich um einen vorläufigen Standort, der nach den technischen Er-

fordernissen im weiteren Planverfahren ggfs. noch angepasst werden muss. 

8. Öffentliche Grünflächen  

a) Spielplatz  

In der Südwestecke des Plangebiets wird eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim-

mung ĂSpielplatzñ festgesetzt. Hier soll ein Kinderspielplatz angelegt werden, der der Versor-

gung des Baugebiets mit Spielfläche dient. Der Spielplatz ergänzt die südlich angrenzende Kin-

derspielplatzfläche des Bebauungsplanes Nr. 170 ĂHeidlandñ. Aufgrund der festgesetzten 

Zweckbestimmung wird hier auf eine durchgehende Nummerierung wie bei den übrigen Grün-

flächen verzichtet. 

Da auf den Grundstücken im nördlichen Teil des Plangebiets aufgrund des geplanten Boden-

managements keine Spielplätze gem. § 9 Abs. 3 NBauO18 angelegt werden können, sollen auf 

dem Spielplatz auch Spielmöglichkeiten für Kinder bis 6 Jahre vorgesehen werden. Das ist 

gem. § 9 Abs. 3 Satz 2 NBauO möglich. Die Herstellung des Spielplatzes wird vertraglich ge-

sichert. 

In der Grünfläche werden zudem drei besonders erhaltenswerte Bäume gesichert. 

b) Gr¿nflªche G1 Ăwestlicher Grünzug Nord -S¿dñ 

Mit der Grünfläche G1 soll eine eingegrünte, parkartig gestaltete Wegeverbindung im Westen 

des Plangebietes geschaffen werden. Dazu wird die Errichtung eines entsprechenden Weges 

ermöglicht. Die bestehenden Gehölzstrukturen werden erhalten und durch standortheimische 

Sträucher entlang des Weges ergänzt (vgl. die Pflanzliste in Abschnitt IX, S. 111). Die Grün-

verbindung dient einerseits der Naherholung, andererseits werden die vorhandenen Grünstruk-

turen gesichert. 

 
18 § 9 Abs. 3 Satz1 NBauO: Wird ein Gebäude mit mehr als fünf Wohnungen errichtet, so ist auf dem Baugrund-

stück [é] ein ausreichend großer Spielplatz für Kinder im Alter bis zu sechs Jahren anzulegen. 
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c) Gr¿nflªche G2 ĂGr¿nzug Mitte Ost -Westñ 

Mit der Grünfläche G2 soll eine Wegeverbindung im Zentrum des Plangebietes (Ost-West-

Richtung) gesichert werden. Dazu sollen neben der Wegeverbindung die Nadelgehölze entfernt 

und durch standortheimische Gehölze zu ersetzen (vgl. die Pflanzliste in Abschnitt IX, S. 111). 

Bei der Neugestaltung sind vorhandene Laubgehölze als Fledermausleitstruktur zu erhalten. 

Die Grünverbindung dient einerseits der Naherholung und ergänzt die innerstädtische Wege-

verbindung ĂAm H¿ttengleisñ. Andererseits erhªlt sie eine Gr¿nstruktur, die u. a. als Leitlinie 

für Fledermäuse wichtig ist. 

d) Grünfläche G 3 ĂGr¿nzug Süd Ost -Westñ 

Mit der Grünfläche G3 wird der Grünzug im Süden des Plangebietes gesichert bzw. weiter 

ausgebaut. Im südlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 170 ist bereits ein rd. 15 m breiter 

Grünzug festgesetzt, der durch den Grünzug im Plangebiet ergänzt wird. Außerhalb des Plan-

gebiets verläuft der Fuß- und Radweg im Bereich des Bebauungsplans Nr. 170 und schließt im 

Osten an die Wegeverbindung ĂAn der Torfbahnñ an. Die dort vorhandenen Gr¿nstrukturen 

sind ebenfalls mit einer Erhaltungsbindung festgesetzt. 

Die Grünfläche G3 dient der Naherholung und erhält eine Grünstruktur, die in Verbindung mit 

den südlich angrenzenden Grünflächen u. a. als Leitlinie für Fledermäuse wichtig ist. Auch 

innerhalb der Grünfläche G3 ist die vorhandene Fichten- und Douglasienreihe durch standort-

heimische Baum-Strauchpflanzungen zu ersetzen. Die vorhandenen Pappeln im Ostteil der Flä-

che sind durch verkehrssichernde Maßnahmen (z. B. Einkürzen) solange zu erhalten, bis nach-

gepflanzte Gehölze die Strukturbildung als Fledermausleitstruktur übernehmen können. 

e) Grünfläche G 4 ĂBaumerhalt / Baumpflanzung ñ 

Innerhalb des Baugebiets werden im nördlichen Teil zwei öffentliche Grünflächen G4 zur Si-

cherung von erhaltenswerten Eichen festgesetzt. Eine auf der Westseite der Planstraße A mit 

zwei sehr großen Eichen und eine auf der Ostseite der Planstraße A zur Sicherung einer weite-

ren Eiche. Auf der Ostseite der Planstraße A wird nördlich des Einmündungsbereich der Plan-

straße B eine dritte Grünfläche G4 festgesetzt, um hier die Anpflanzung eines ortsbildprägen-

den Einzelbaums zu ermöglichen. Die Grünflächen G4 dienen neben der Erhaltung und An-

pflanzung von Bäumen der Verbesserung der Gestaltung des Ortsbildes und der Durchgrünung 

des nördlichen Teils des Plangebiets mit seiner verdichteten Bebauung. 

f) Grünfläche G 5 Ăöstlicher Grün zug Nord -Südñ 

Mit der Grünfläche G5 soll die eingegrünte Wegeverbindung im Osten des Plangebietes erhal-

ten und ausgebaut werden. Dazu sind die Gehölzstrukturen entlang des zulässigen Weges zu 

erhalten und durch standortheimische Sträucher zu ergänzen (vgl. die Pflanzliste in Abschnitt 

IX, S. 111). Die Grünverbindung dient der Naherholung und der Sicherung und Verbesserung 

der vorhandenen Grünstrukturen. 

9. Private Grünflächen  

a) Grünfläche G 6 ĂGehölzstreifen ñ 

Auf der privaten Grünfläche G6 soll eine Baum-Strauch-Hecke im Norden des Plangebietes 

geschaffen werden. Die beiden mit einer Erhaltungsbindung festgesetzten Bäume können in die 

Hecke integriert werden. Neben dem ökologischen Beitrag unterstützt diese die Eingrünung des 

Plangebietes insbesondere zu dem nördlich angrenzenden Baudenkmal.  
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Um aus naturschutzfachlichen Aspekten bzw. im Rahmen der Bodensanierung einen in der 

Fläche bestehenden, begrünten Wall gegebenenfalls erweitern zu können, sind Wälle/ Auf-

schüttungen zulässig.  

b) Grünfläche G 7 ĂHausgarten ñ 

Im Norden des Plangebiets gibt es umfangreichen erhaltenswerten Baumbestand bestehend aus 

12 Einzelbäumen. Zur Sicherung der Bäume werden die vom Kronentraufbereich überdeckten 

Flªchen als Ăprivate Gr¿nflªchenñ mit der Zweckbestimmung ĂHausgartenñ festgesetzt. Die 

Fläche ist im Kronentraufbereich der Bäume von Bebauung und Versiegelung freizuhalten und 

mit Bodendeckern oder Rasen zu bepflanzen, zu pflegen und zu erhalten.  

10. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen  und Sträuchern  

Zur weiteren Durchgrünung des Plangebiets werden folgende Festsetzungen zum Anpflanzen 

von Bäumen und Sträuchern getroffen: 

Pflanzmaßnahmen im Allgemeinen Wohngebiet (WA1 und WA2) 

Es ist festgesetzt, dass in den allgemeinen Wohngebieten (WA1 und WA2) je Grundstück min-

destens ein hochstämmiger, standortheimischer Laubbaum gemäß der Pflanzliste im Anhang 

anzupflanzen ist (vgl. die Pflanzliste in Abschnitt IX, S. 111). Bei Grundstücken mit mehr als 

einer Wohneinheit hat eine entsprechende Anpflanzung je 3 Wohneinheiten auf dem Grund-

stück zu erfolgen. Bestehende Bäume werden dabei angerechnet, um deren Erhalt zu unterstüt-

zen.  

An den äußeren Grenzen des Wohngebietes (WA2) ist zudem im Westen und Osten eine den 

Wohngrundstücken zugeordnete 3 m breite Pflanzfläche festgesetzt. In der Pflanzfläche ist eine 

Strauchhecke anzupflanzen und zu erhalten (vgl. die Pflanzliste in Abschnitt IX, S. 111). Die 

Pflanzflächen dienen der Eingrünung des Gebietes. 

Pflanzmaßnahmen im öffentlichen Straßenraum 

Die ĂPlanstraÇe Añ soll zu einer Allee entwickelt werden, die als gestalterisches Element durch 

das gesamte Plangebiet verlaufen soll. Dazu ist beidseitig der Straße mindestens je 15-20 lfm 

ein Baum zu pflanzen und bei Abgang zu ersetzen. Es sind nur Arten bzw. Sorten zu verwenden, 

die in der GALK-Straßenbaumliste (GALK = Deutsche Gartenamtsleiterkonferenz e.V.) als 

geeignet oder gut geeignet eingestuft wurden19. Damit wird einerseits der Allee-Charakter si-

chergestellt. Andererseits ermöglicht der Baumabstand zwei hintereinanderliegende Parkplätze 

bzw. einen Parkplatz und eine Ausfahrt zwischen zwei Bäumen, so dass die verkehrliche Er-

schließung und der ruhende Verkehr gut ausgeführt werden können. Zudem werden nur Bäume 

gepflanzt, die den speziellen, innerstädtischen Standortbedingungen angepasst sind. 

11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft   

Zum Schutz von Insekten und Fledermäusen wird die Art der Beleuchtung innerhalb der Grün-

verbindungen definiert. Für die Wegebeleuchtung sind Lampentypen zu verwenden, deren 

Lichtkegel ohne weites Streulicht auf den Boden gerichtet ist. Es sind insekten- und fleder-

mausverträgliche Leuchtmittel mit niedriger Lichtintensität, größerer Wellenlänge und geringer 

Wärmeerzeugung zu verwenden. 

 
19 Onlineversion de GALG-Straßenbaumliste: https://strassenbaumliste.galk.de/sblistepdf.php  

https://strassenbaumliste.galk.de/sblistepdf.php
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Das Plangebietes ist ein Habitat für Stare. Um artschutzrechtliche Verbotstatbestände zu ver-

meiden, sind als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme möglichst frühzeitig 8 Nistkästen für Stare 

in verbleibenden und neu zu pflanzenden Gehölzen, vorzugsweise in der Nähe von beweideten 

Flächen anzubringen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. 

Ergänzend sind zum Ausgleich für die durch die erforderlichen Baumfällungen verloren gegan-

genen Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Höhlenbrütern, d.h. Blaumeise (8x), Kohlmeise 

(6x) und Grünspecht (1x) an den verbliebenen Bäumen oder neu zu pflanzenden Bäumen ins-

gesamt 15 artspezifische Nistkästen anzubringen.  

Die Nistkästen sind dauerhaft zu erhalten sowie sach- und fachgerecht zu pflegen. Abgängige 

Nistkästen sind zu ersetzen.  

12. Örtliche Bauvorschrift  

Durch die örtliche Bauvorschrift werden besondere Anforderungen an die Gestaltung der ge-

planten Bebauung gestellt.  

Da sich das Gebiet nicht an besonders orts-/stadtbildprägender Stelle befindet, werden nur Vor-

schriften zu Dächern, Einfriedungen und Werbeanlagen getroffen. So bleiben den Grundstück-

seigentümern große Freiräume zur Verwirklichung ihrer Wünsche. Im Zusammenspiel mit an-

deren Festsetzungen (wie die Höhenbegrenzung und Pflanzmaßnahmen) kann ein städtebaulich 

abwechslungsreiches Gebiet entstehen, welches aber dennoch einheitliche Elemente aufweist, 

die zur gestalterischen Harmonie beitragen. 

Die Regelungen zur Dachgestaltung und zu den Einfriedungen gelten nur für die als WA 1 bis 

WA 6 sowie als MI festgesetzten Flächen. Ausgenommen von der Anwendung sind sogenannte 

ĂTiny Housesñ, Wintergärten, gläserne Fassadenvorbauten / -elemente, Hauseingänge, Terras-

senüberdachungen sowie Sonnenkollektoren oder Photovoltaik-Elemente.  

Die Stadt Neustadt möchte diesen Bebauungsplan nutzen, um erstmalig in Neustadt auf einer 

größeren zusammenhängenden innerstädtischen Fläche experimentell die Bauform ĂTiny Hou-

sesñ zu ermöglichen. Dafür eignen sich aus der Sicht der Stadt Teile des südlich der Planstraße 

C gelegene Wohngebiets WA2 (vgl. Abb. 5, S. 14). Da Tiny Houses nicht in die Gestaltungs-

vorschriften f¿r ein Ănormalesñ Wohnhaus passen, ist die örtliche Bauvorschrift so gefasst, dass 

dort auch sogenannte ĂTiny Housesñ (eingeschossige, kleine, eigenstªndige, fest mit dem Erd-

boden verbundene Wohnhäuser) mit einer Grundfläche bis max. 55 m² je Wohnhaus entstehen 

können. 

Die Regelungen zu den Werbeanlagen gelten nur für die als Ăsonstiges Sondergebietñ festge-

setzten Flächen.  

Dachformen und Dachneigung 

Die Dächer prägen das Orts-/Stadtbild maßgeblich mit, da sie insbesondere von den südwestlich 

angrenzenden Freiflächen aus deutlich wahrgenommen werden. Aber auch innerhalb des Ge-

bietes sind Dächer ein wesentliches Gestaltelement. Da ansonsten keine Festsetzungen zur Ge-

bäudegestaltung getroffen werden, sollen als verbindende Basis im Gebiet geneigte Dächer in 

abgestimmter Farb- und Materialgebung entstehen. 

Für die Hauptdachflächen von Gebäuden sind nur gleichgeneigte Sattel- und Walmdächer zu-

lässig. Bei Gebäuden mit einem Vollgeschoss ist eine Dachneigung von 30 Grad bis 48 Grad 

zulässig, bei Gebäuden mit 2 oder 3 Vollgeschossen ist eine Dachneigung von 22 und 48 Grad 

zulässig. Zwerchhäuser und Quergiebel, die die Traufe unterbrechen, und Dachaufbauten sind 

von der festgesetzten Dachneigung ausgenommen, sofern ihre Grundrissfläche (Dachaufsicht) 
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in der Summe nicht 30 % der Grundrissfläche (Dachaufsicht) der einzelnen jeweiligen Haupt-

dachfläche überschreitet. 

Zur Förderung ökologischer Belange und zur Reduzierung von Abflussspitzen bei Starkregen-

ereignissen werden begrünte Dächer unabhängig von der Anzahl der Geschosse auch als Flach-

dächer zugelassen. 

Dächer von Garagen und Nebengebäuden mit mehr als 30 qm Grundfläche prägen das Ortsbild 

mit und haben daher eine Dachneigung von mind. 16 und max. 48 Grad aufzuweisen. Begrünte 

Dächer von Garagen und Nebengebäuden dürfen aus den o.g. Gründen unabhängig von ihrer 

Grundfläche auch als Flachdächer ausgebildet werden. 

Dachfarben und -material 

Als Material für die Dacheindeckung der Gebäude mit mehr als 30 m² Grundfläche sind nur 

begrünte Dächer sowie Dachziegel oder Dachsteine in den Farbtönen rot bis braun bzw. grau 

bis schwarze nach dem RAL-Farbenregister und deren Zwischentöne in matter Ausführung zu-

lässig. Hiermit wird eine Farbpalette ermöglicht, die den Eigentümern einerseits ausreichend 

Spielraum lªsst, andererseits aber Ăextremeñ bzw. besonders auffällige Farben verhindert und 

so einen einheitlichen Gebietscharakter und ein harmonisches Gesamtbild fördert. 

Einfriedungen 

Einfriedungen bestimmen das Erscheinungsbild eines Baugebiets wesentlich mit. Um einen of-

fenen Charakter des Wohngebietes zu gewährleisten, werden die Einfriedungen an Verkehrs-

flächen und öffentlichen Grünfläche auf Zäune und Hecken begrenzt, wobei diese Zäune eine 

maximale Gesamthöhe von 1,20 m haben dürfen (ausgenommen sind Pfeiler). Hecken sind nur 

aus standortheimischen Laubgehölzen gemäß Pflanzliste im Anhang zulässig (vgl. Abschnitt 

IX, S. 111). Die Zäune müssen sichtdurchlässige sein. Als sichtdurchlässig gelten Zäune, deren 

Ansichtsflächen zu max. 40 % je laufendem Meter geschlossen sind. Durchgehende Fechtstrei-

fen in Teilbereichen des Zaunes werden ausdrücklich ausgeschlossen, auch wenn ansonsten 

eine Sichtdurchlässigkeit von 40 % gewahrt wäre. 

Massive Sockel (Ziegelmauerwerk, Bruchsteine, Beton) sind nur in einer Höhe von bis zu 

35 cm über Oberkante Straße zulässig. Pfeiler und Stützeinrichtungen zur Überwindung von 

Höhenunterschieden bei der Geländemodellierung sind hiervon ausgenommen (z. B. Gabionen, 

Palisaden, Winkelstützen). Die Höhe der Zäune darf 1,20 m nicht überschreiten (ausgenommen 

sind Pfeiler).  

Private Stellplätze für Müll- und Wertstoffcontainer sind mit einer sichtundurchlässigen Ein-

friedung oder Hecken von mindestens 1,40 m Höhe zu versehen, da diese Anlagen eine optische 

Beeinträchtigung darstellen und im Wesentlichen verdeckt werden sollen.  

Werbeanlagen 

Nach § 5 der örtlichen Bauvorschrift ist innerhalb des ĂSonstigen Sondergebietsñ mit der 

Zweckbestimmung ĂgroÇflªchiger Lebensmitteleinzelhandelñ die Zulªssigkeit von Werbeanla-

gen auf die Eigenwerbung begrenzt, um Beeinträchtigungen des Wohngebiets durch Fremd-

werbung zu vermeiden.  

Entlang der Planstraße A sind Werbeanlagen bis zu einer Gesamtgröße von max. 5 m² sowie 

max. drei Fahnenmasten mit einer Höhe von bis zu 5 m über der Oberkante der an das Grund-

stück angrenzenden, nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche zulässig.  
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Darüber hinaus sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung ohne wechselndes, sich be-

wegendes Licht oder wechselnde Bilder zulässig. Die Ansichtsfläche darf insgesamt 3,0 m² 

nicht überschreiten. Attrappen, Spannbänder, Plakate und Fahnen sind unzulässig. Die Werbe-

anlagen sind auf das Erdgeschoss und die Brüstungszone des 1. Obergeschosses zu beschrän-

ken.  

Bei der Gestaltung der Werbeanlagen sind bestimmte grelle Farben mit einer starken Außen-

wirkung ausgeschlossen.  

13. Nachrichtliche Übernahme  

Das Plangebiet befindet sich im Bauschutzbereich des Militärflughafen Wunstorf-Großen-

heidorn. Er ist nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. Der Bauschutzbereich (BSB) 

nach dem LuftVG dient der Hindernisüberwachung für Flugplätze. Es bedeutet nicht, dass et-

was nicht gebaut werden darf, sondern lediglich, dass neben einer baurechtlichen Genehmigung 

zusätzlich eine luftrechtliche Genehmigung erforderlich ist. Aufgrund der geringen Bauhöhen 

im Plangebiet geht die Stadt davon aus, dass es zu keinen Nutzungskonflikten kommen wird. 

14. Kennzeichnungen  

Die Flªchen, die im Bereich des Sanierungsplans liegen, werden als ĂFlächen, deren Böden 

erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sindñ gekennzeichnet.  

Auch wenn es nach der Anlage 1.3 des Sanierungsplans kleine Teilflächen gibt, die nach bo-

denschutzrechtlicher Bewertung keiner Sanierung bedürfen bzw. nach abfallrechtlicher Bewer-

tung nur geringen Sanierungsaufwand aufweisen, wird bei der Kennzeichnung der Flächen 

nicht danach differenziert. Hintergrund sind die üblichen Restunsicherheiten bei inhomogen 

verteilten Schadstoffbelastungen von Böden, wie hier im Plangebiet. Die Stadt hat sich daher 

für die Kennzeichnung der gesamten Fläche entschieden.  

15. Hinweise  

Zwischen Plangebiet und der StraÇe ĂLandwehrñ liegen zwei Baudenkmale und eine Gesamt-

anlage, die dem Denkmalschutz unterliegt außerhalb des Plangebiets. In die Planzeichnung 

wurde ein Hinweis auf die Baudenkmale aufgenommen.  
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16. Flächenübersicht  

 

Abb. 18: Flächenübersicht (Größe in m² je Teilfläche) 
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Abb. 19: Flächenbilanz 
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IV. Wesentliche  Auswirkungen des Bebauungsplans  

1. Maßnahmen - Kosten - Finanzierung  

Die Grundstücksentwicklungsgesellschaft Neustadt a. Rbge. mbH (GEG) ist Eigentümerin der 

Flächen des geplanten Baugebiets mit Ausnahme des Flurstücke 5/22 und 6/22, die nur einen 

sehr kleinen Teil des Plangebiets umfassen (vgl. Abschnitt II.3., S. 19). Zur Durchführung des 

Bebauungsplans wird die GEG auf der Grundlage des städtebaulichen Vertrags mit der Stadt 

die Sanierung des Geländes durchführen lassen, das Gelände parzellieren, die geplanten Straßen 

und Wege herstellen, die öffentlichen Grünflächen anlegen und die erforderlichen Ausgleichs-

maßnahmen durchführen. 

Die Kosten der Maßnahmen sollen aus den Erlösen gedeckt werden, die beim Verkauf der ge-

planten Baugrundstücke an Bauinteressenten entstehen. 

2. Bodenordnende und sonstige Maßnahmen  

Die Flächen können von der GEG ohne Schwierigkeiten nach den Festsetzungen dieser Fassung 

des Bebauungsplans neu parzelliert werden. Die beiden Flächen in Privateigentum können un-

abhängig vom übrigen Plangebiet parzelliert und erschlossen werden. Eine Bodenordnung nach 

den Vorschriften des Baugesetzbuchs ist nicht erforderlich. 

V. Abwägung: öffentliche Belange ohne Umweltbelange  

1. Erschließung  

Die Belange des Personen- und Güterverkehrs, des Post- und Telekommunikationswesens, der 

Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 

Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7e, 8d, 8e und 9 BauGB) sowie die Sicherheit der Wohnbevölkerung 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) erfordern für den Geltungsbereich des Bebauungsplans: 

¶ eine den Anforderungen des § 4 NBauO genügende Verkehrserschließung und die Beach-

tung der Belange des Verkehrs, 

¶ den Anschluss an die zentrale Wasserversorgung, an das Elektrizitätsnetz und an das Tele-

kommunikationsnetz, 

¶ die Erreichbarkeit für die Müllabfuhr und die Post, 

¶ den Anschluss an die zentrale Schmutzwasserkanalisation, 

¶ eine geordnete Oberflächenentwässerung und 

¶ einen ausreichenden Brandschutz. 

Dies ist gewährleistet. 

a) Verkehrserschließung, Belange des Verkehrs  

Die Verkehrserschließung wurde bereits in den Abschnitten und I.7. und III.5 erläutert. Durch 

die festgesetzten Verkehrsflächen wird eine den Anforderungen des § 4 NBauO genügende 

Verkehrserschließung gewährleistet. 

b) Ver- und Entsorgung  

Träger der Wasserversorgung und der Elektrizitätsversorgung sind die Stadtwerke Neustadt. 

Für die Versorgung des Plangebiets müssen die vorhandenen Leitungsnetze erweitert werden. 

Die Wärmeversorgung im Plangebiet erfolgt durch Anschluss an das kalte Nahwärmenetz, das 

bereits das Baugebiet ĂWestlich Heidlandñ CO2-frei mit Wärme versorgt. In den Jahren 2020 
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bis 2022 wurde westlich des Baugebiets ein Erdkollektorfeld mit einer Fläche von rd. 1,5 ha 

verlegt. Das kalte Nahwärmenetz bezieht Umweltwärme mit relativ niedrigen Temperaturen 

aus dem Kollektorfeld, die von den angeschlossenen Nutzern über Wärmepumpen für Heizung 

und Warmwasserversorgung genutzt wird. Das Kollektorfeld muss für die Wärmeversorgung 

des Plangebiets erweitert werden. Außerdem wird ein Anschluss an das kalte Nahwärmenetz 

erforderlich, das entsprechend erweitert werden. 

Zur Löschwasserversorgung (Grundschutz) ist nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW für 

die geplante Nutzung eine Löschwassermenge von mindestens 1.600 l/min. über 2 Stunden er-

forderlich. Inwieweit dieser Bedarf aus dem Trinkwassernetz zur Verfügung gestellt werden 

kann, wird im weiteren Planverfahren geklärt. 

Zur Telekommunikationsversorgung wird die Verlegung neuer Telekommunikationslinien er-

forderlich. Der Anschluss kann über diverse Anbieter erfolgen. 

Träger der Abfallbeseitigung ist die Abfallwirtschaft Region Hannover. Auf den geplanten Ver-

kehrsflächen können die Müllfahrzeuge ohne Schwierigkeiten fahren.  

Träger der Abwasserbeseitigung ist der Abwasserbehandlungsbetrieb Neustadt a. Rbge. Das 

Plangebiet kann an die zentrale Schmutzwasserkanalisation angeschlossen werden, die in der 

Landwehr und der Rittinger Allee liegt.  

Die Luftbildauswertung durch das LGLN Regionaldirektion Hameln ï Hannover, Kampfmit-

telbeseitigungsdienst, hat Kampfmittelverdachtsflächen im Plangebiet ergeben (vgl. Abb. 20, 

S. 45). 

Es handelt sich um ĂSplittergrªbenñ und eine Einzelflªche. Diese sind, vor allen Baumfªll- und 

Erdarbeiten, in den entsprechenden Bereichen, durch eine Kampfmittelräumfirma von Kampf-

mitteln frei zu machen. Vor dem Hintergrund von zu erwartenden, ferromagnetischen Störstof-

fen in den Auffüllungen ist eine Freimessung durch Oberflächensondierungen voraussichtlich 

nicht ausreichend. Es werden vielmehr Grabungen durch Räumgeräte erforderlich sein. 

c) Oberflächenentwässerung  

Zur bestehenden Oberflächenentwässerung vgl. oben Abschnitt II.2. (S 16). Eine Versickerung 

des anfallenden Oberflächenwassers innerhalb des Geltungsbereiches ist nicht vollständig mög-

lich.  

Es ist daher geplant, das anfallende Regenwasser im südlichen Teil über Regenwasserkanäle in 

das Regenr¿ckhaltebecken an der Westseite des Baugebiets ĂWestlich Heidlandñ abzuleiten. 

Bei der Dimensionierung des Rückhaltebeckens wurde dies bereits berücksichtigt. Von dort 

wird das Niederschlagswasser gedrosselt in den westlich verlaufenden Graben abgeleitet (Ge-

wässer 3. Ordnung).  

Die Oberflächenentwässerung des nördlichen Teils des Plangebiets soll über einen Staukanal 

erfolgen, von dem das Niederschlagswasser gedrosselt in den Regenwasserkanal in der Land-

wehr abgeleitet wird. 
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Abb. 20: Ergebnis der Luftbildauswertung durch das LGLN, Kampfmittelbeseitigungsdienst 

2. Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn - und Arbeitsverhältnisse  

Innerhalb des Plangebietes bestehen aufgrund der früheren Nutzungen Kontaminationen des 

Bodens. Um die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse erfüllen zu können, 

bestehen entsprechende Auflagen und Vorgaben hinsichtlich einer Bebauung des Plangebietes. 

Eine Bebauung ist erst nach erfolgreicher Umsetzung des verbindlichen Sanierungsplanes zu-

lässig. Die Details der geplanten Sanierung sind dem Sanierungsplan zu entnehmen20. 

Für das nördliche WA6 ist in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde eine Bebau-

ung ohne vorherige Sanierung entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans möglich. 

Aufgrund des geplanten Verbrauchermarktes entstehen Emissionen durch den Liefer- und Kun-

denverkehr. Hierzu wird im weiteren Planverfahren geklärt inwieweit zum Schutz der 

 
20 Ehemaliges Hüttengelände in Neustadt a. Rbge., Sanierungsplan, ukon Umweltkonzept GmbH & Co. KG, 

20.11.2025 










































































































































